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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

mal wieder rückt die Energieversorgung in den Blickpunkt: Zwar beziehen Deutschland und Europa 

nur geringe Mengen an Öl und Flüssiggas, die durch die Meerenge von Hormus müssen, der Konflikt 

im Nahen Osten hat aber bereits zu einem signifikanten Anstieg der Öl- und Gaspreise geführt. 

 

Für Deutschland kommt das mit Blick auf die leeren Gasspeicher zur Unzeit. Die Wiederbefüllung 

könnte sehr teuer werden. Wenn der Konflikt länger anhalten sollte, dürfte er zu erheblichen wirt-

schaftlichen Problemen insbesondere in der Industrie führen, die auf Gas angewiesen ist. An den 

Zapfsäulen hat sich die aktuelle Lage bereits niedergeschlagen und die Kosten der Logistiker deut-

lich erhöht. 

 

In jedem Fall haben die Ereignisse im Nahen Osten seit dem 28. Februar 2026 auch für deutsche 

Unternehmen erhebliche Folgen. Denn der militärische Konflikt um den Iran verschärft die Unsicher-

heit für die deutsche Wirtschaft – weit über die Region hinaus. Den Betrieben stellen sich Fragen 

zur Mitarbeitersicherheit, aber auch zu indirekten Effekten über Energiepreise, Lieferketten und po-

litische Risiken, die Investitionsentscheidungen bremsen. 

 

Entscheidend wird sein, wie lange sich der Konflikt hinzieht. Bange Blicke in die Golfregion werden 

daher in den nächsten Tagen und Wochen in jedem Fall Teil der Tagesroutine sein. 

 

In dem Dossier „Nahost: Auswirkungen auf die deutsche Wirtschaft“ hat die DIHK Zahlen, Fakten 

und Einschätzungen sowie praktische Hinweise für Unternehmen zusammengestellt, die laufend 

aktualisiert werden. 
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POLITIK UND RECHT 
 
 

SAARLAND 
 
 
Energie-Scouts 2025/26: Präsentation der Projekte und Preisverleihung in der IHK Saarland 
 
Im Rahmen einer bundesweiten Aktion der DIHK und des „Unternehmensnetzwerks Klimaschutz – Eine IHK-
Plattform“ hat die IHK Saarland im vergangenen Jahr zum neunten Mal die Qualifizierung von Azubis zu Ener-
gie-Scouts angeboten. 
 
Die Projektergebnisse wurden nun in einer Abschlussveranstaltung am 23. März 2026 in der IHK präsentiert. 
Dabei wurden auch die besten Arbeiten der Kampagne 2025/26 als Landessieger prämiert. Gewonnen hat in 
diesem Jahr das Team der Stahl- und Apparatebau Hans Leffer GmbH & Co. KG vor dem Team der prego 
services GmbH und dem Team der BMW Niederlassung Saarbrücken. 
 

 
(Quelle: IHK Saarland) 
 
In der zweiten Jahreshälfte 2026 startet die Energie-Scout-Kampagne 2026/27 mit den Workshops für die 
Azubis. An der kostenfreien Energie-Scout-Kampagne können dann wieder alle Unternehmen teilnehmen, die 
mindestens einen Auszubildenden zu diesem Thema fit machen wollen. 
 
Weitere Informationen zum Projekt Energie-Scouts und zur Anmeldung erhalten Sie von Frau Ute Stephan, 
 (0681) 9520-431,  ute.stephan@saarland.ihk.de. 
 
 

about:blank
about:blank
mailto:ute.stephan@saarland.ihk.de
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LUA-Merkblatt: Grenzüberschreitende Abfallverbringung wird ab 21. Mai 2026 digital 
 
Ab dem 21. Mai 2026 wird die grenzüberschreitende Abfallverbringung in der EU vollständig digital abgewi-
ckelt. Das bisherige papierbasierte Verfahren entfällt. Künftig erfolgt die Abwicklung über das elektronische 
EU-System DIWASS. 
 
Die Umstellung betrifft nicht nur die klassischen Notifizierungsverfahren, sondern auch Verbringungen mit all-
gemeinen Informationspflichten. Dazu zählen insbesondere Transporte nach Anhang VII („grüne Liste“), die 
bislang vergleichsweise unbürokratisch abgewickelt werden konnten. 
 
Betroffen sind alle Beteiligten entlang der Entsorgungskette, darunter Exporteure, Abfallerzeuger, Makler, 
Händler, Entsorger und Beförderer. Handlungsbedarf besteht insbesondere für Unternehmen aus Abfallerzeu-
gung, Entsorgung, Abfallmanagement, Bau und Abbruch sowie Spedition und Logistik, die bislang nicht noti-
fizierungspflichtig waren. 
 
Unternehmen sollten sich rechtzeitig organisatorisch und technisch auf DIWASS einstellen. Erforderlich sind 
insbesondere die Registrierung von Nutzern und mindestens eines Standorts sowie die Einrichtung eines Zu-
gangs über das EU-Login-System. Für die Identifizierung wird in der Regel die EORI-Nummer benötigt, hilfs-
weise die Wirtschafts-Identifikationsnummer. 
 
Ergänzende Hinweise enthält ein Merkblatt des Landesamts für Umwelt (LUA). Darin werden unter anderem 
Übergangsregelungen für bestehende Notifizierungen, Fristen für bereits erteilte Genehmigungen sowie künf-
tige Einschränkungen bei Verbringungen zur Beseitigung dargestellt. Letztere sollen künftig nur noch in eng 
begrenzten Ausnahmefällen zulässig sein. Im Saarland ist das LUA insbesondere auch für Fragen zur 
Standortregistrierung und Nutzerautorisierung zuständig. 
 
Quelle: LUA 
 
 
 
 

BUND 
 
 
DIHK veröffentlicht Umweltbarometer 2025 
 
Der Umfang der umweltpolitischen Vorgaben für Unternehmen ist in den vergangenen Jahren stetig gewach-
sen: Für ein rechtssicheres Wirtschaften muss ein mittelständisches Unternehmen mittlerweile mehrere hun-
dert umweltbezogenen Vorschriften berücksichtigen. Was das für die Betriebe bedeutet und was sie sich von 
der Politik wünschen, zeigt das neue DIHK-Umweltbarometer. 
 
Die Umfrage DIHK-Umweltbarometer 2025, an der sich fast 1.700 Unternehmen über Branchen und Regionen 
hinweg beteiligt haben, spiegelt das aktuelle Stimmungsbild der Unternehmen zur Umweltschutzpolitik wider. 
 
Die Ergebnisse zeigen: Viele Unternehmen sehen in Umweltregulierungen zwar einen wichtigen Beitrag zum 
Umweltschutz, zur gesellschaftlichen Verantwortung und zur Erfüllung von Kundenanforderungen – die prak-
tische Umsetzung ist jedoch oft herausfordernd. So gibt zum Beispiel jedes dritte Unternehmen an, bis zu fünf 
Stunden pro Woche aufzuwenden, um dem administrativen Aufwand durch Umweltregulierungen nachzukom-
men. Für mehr als jedes vierte Unternehmen liegt der Aufwand sogar bei mehr als acht Stunden pro Woche. 
Mit dem Zeitaufwand verbunden sind laufende Personal- und Sachkosten, die zwei von drei Unternehmen als 
Belastung empfinden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Klimaschutzprogramm 2026 
 
Nach aktuellen Schätzungen des Umweltbundesamtes wird Deutschland sein Klimaziel für 2030 um rund 30 
Millionen Tonnen CO₂ verfehlen. Mit dem neuen Klimaschutzprogramm 2026 legt die Bundesregierung nun 

Maßnahmen vor, die diese Lücke schließen sollen und eine Minderung von 27 Millionen Tonnen CO₂ verspre-
chen. 
 

https://www.saarland.de/lua/DE/aktuelles/aktuelle-meldungen/2026_aktuelle_meldungen/2026_03_EU_Novellierung_AbfallverbVO
https://www.dihk.de/resource/blob/153604/cb1e13b88ddfb0bb048df6bd994fec14/2025-dihk-umfrage-umweltbarometer2025-barrierefrei-data.pdf
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Insgesamt 90 Maßnahmen sollen den Weg zur Klimaneutralität ebnen – darunter der verstärkte Einsatz kli-
maneutraler Brennstoffe in Kraftwerken, die Flexibilisierung des Stromsystems, die Elektrifizierung von Ver-
kehr und Wärme, Maßnahmen der Kreislaufwirtschaft sowie CO₂-Abscheidung und -Speicherung in Indust-
rieprozessen. 67 der Maßnahmen betreffen die Sektoren Energiewirtschaft, Industrie, Gebäude, Verkehr und 
Landwirtschaft. Für die Umsetzung stellt der Bund von 2027 bis 2ß30 zusätzlich acht Milliarden Euro bereit. 
 
Neu im Klimaschutzprogramm ist ein in der Höhe noch unbekanntes Programm für die Dekarbonisierung der 
Prozessenergie in der Industrie und zusätzliche Ausschreibungen von 12 GW für Windenergie an Land. Das 
Prozesswärmeprogramm soll in bestehende Förderstrukturen integriert werden (Bundesförderung Industrie 
und Klimaschutz (BIK), Bundesförderung für Energie- und Ressourceneffizienz in der Wirtschaft (EEW) und 
CO₂-Differenzverträge (Klimaschutzverträge)) und ein Minderungsziel von jährlich 4,3 Mio t CO₂ erreichen. 
 
Die DIHK hat sich bereits zum neuen Klimaschutzprogramm geäußert: Anstatt sich auf kleinteilige Jahresziele 
und Maßnahmen zu fixieren, sollte das langfristige Ziel der Klimaneutralität im Fokus stehen. 
 
Quelle: DIHK und Bundesumweltministerium 
 
 
Wasserstoffbeschleunigungsgesetz verabschiedet 
 
Im Wirtschaftsausschuss erzielten CDU/CSU und SPD eine Einigung auf die oben genannten Erweiterungen 
des Gesetzentwurfs. Die verabschiedete Fassung enthält wesentliche Verbesserungen gegenüber dem Kabi-
nettsentwurf: bspw. Erweiterung auf Anlagen zur Erzeugung von kohlenstoffarmem Wasserstoff sowie auf 
Verteil- und Fernleitungsnetze. 
 
Der Bundesrat hatte zuvor 32 Änderungsvorschläge eingebracht, darunter die Ausweitung des Anwendungs-
bereichs auf industrielle Endnutzungen (z. B. Stahl, Chemie). Diesem Vorschlag folgte die Bundesregierung 
nicht mit der Begründung: Das Gesetz fokussiere bewusst auf Bereitstellung und Infrastruktur, nicht auf die 
Vielzahl industrieller Anwendungen. 
 
Wesentliche Inhalte des Beschlusses: 

• Vereinfachte, digitalisierte und zeitlich verkürzte Genehmigungsverfahren, u. a. im Wasserrecht und 
im Energiewirtschaftsrecht. 

• Aufnahme weiterer Anlagen in den Anwendungsbereich, darunter 

o Anlagen zur Umwandlung von Wasserstoffderivaten und LOHC in Wasserstoff, 

o Importanlagen für erneuerbare Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs (z. B. PtL-Produkte wie e-
Fuels), 

o Anlagen zur Erzeugung von Wasserstoff mit CCS-Verfahren (blauer Wasserstoff). 

• Ergänzende Entschließung: Stärkung der Hafeninfrastruktur für zukünftige Import- und Logistikbe-
darfe, Berücksichtigung von KMU und Handwerksbetrieben im Hochlauf ; die Bundesregierung wird 
aufgefordert, eine Verlängerung der Strompreiskompensation sowie die Beibehaltung der Netzentgelt-
befreiung für Elektrolyseure zu prüfen. 

 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Bundestag ermöglicht Export und Speicherung von CO₂ unter dem Meeresboden 
 
Der Deutsche Bundestag hat am 30. Januar 2026 mehrere gesetzliche Änderungen beschlossen, die den 
grenzüberschreitenden Transport von Kohlendioxid (CO₂) sowie dessen dauerhafte Speicherung unter dem 
Meeresboden ermöglichen. 
 
Der Bundestag hat der vorläufigen Anwendung der Änderungen des London‑Protokolls (Artikel 6) zugestimmt. 

Damit wird eine völkerrechtliche Grundlage geschaffen, die den grenzüberschreitenden Transport von CO₂ 
zum Zweck der geologischen Speicherung erlaubt. Ohne diese Anpassung wären Exporte zu Speicherstand-
orten anderer Staaten nicht zulässig gewesen. Durch die Zustimmung wird Deutschland an bestehende und 
entstehende europäische CO₂‑Transport‑ und Speicherstrukturen anschlussfähig. 

https://www.bundesumweltministerium.de/download/klimaschutzprogramm-ksp-2026
https://www.dihk.de/de/newsroom/peter-adrian-zum-klimaschutzprogramm-2026--175444
https://www.dihk.de/de/newsroom/peter-adrian-zum-klimaschutzprogramm-2026--175444
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-de-wasserstoffhochlauf-1149758
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Mit der Verabschiedung der Änderung des Hohen‑See‑Einbringungsgesetzes (HSEG) werden die Vorgaben 

aus dem London‑Protokoll im deutschen Recht konkret umgesetzt. Die zentrale Neuerung besteht darin, dass 
nun ausdrücklich geregelt ist, dass CO₂ zur dauerhaften geologischen Speicherung unter dem Meeresboden 
eingebracht werden darf. 
 
Damit entsteht ein klarer Rechtsrahmen für: 

• Genehmigungsverfahren für geologische Speicherstätten in deutschen Meeresgebieten, insbeson-
dere in der Nordsee, 

• die Planung und Errichtung von CO₂‑Transportinfrastruktur, 

• integrierte Transport‑ und Speicherprojekte. 

 
Quelle: DIHK 
 
 
Gesetzentwurf zur Senkung von Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor 
 
Das Bundeskabinett hat noch im Dezember 2025 einen Gesetzentwurf beschlossen, der die Treibhaus-
gasemissionen von Kraftstoffen weiter senken soll. Ziel ist es, die Klimaziele im Verkehrssektor zu erreichen 
und EU-Vorgaben umzusetzen. 

• HG-Minderungsquote: Kraftstoffanbieter müssen die CO₂-Emissionen ihrer Produkte schrittweise re-
duzieren. 

o Aktuell: 10,6 Prozent 

o Bis 2040: 59 Prozent 

• Maßnahmen zur Erfüllung der Quote: 

o Beimischung nachhaltiger Biokraftstoffe 

o Einsatz von „grünem Wasserstoff“ in Raffinerien 

o Bereitstellung von Strom für Elektrofahrzeuge 

• Grüner Wasserstoff: Mineralölunternehmen werden erstmals verpflichtet, Wasserstoff aus Erneuer-
baren einzusetzen. 

• Biokraftstoffe: 

o Herkömmliche Biokraftstoffe aus Futter- und Lebensmitteln bleiben gedeckelt, um negative Fol-
gen für Welternährung und Regenwälder zu vermeiden ("Teller Tank" Diskussion) 

o Förderung fortschrittlicher Biokraftstoffe aus Reststoffen (z. B. Stroh, Gülle, Algen). 

o Palmöl-Reststoffe werden ab 2027 nicht mehr angerechnet. 

• Elektromobilität: Strom für Elektroautos kann weiterhin auf die THG-Quote angerechnet werden, so-
fern er nachweislich im Verkehr genutzt wird. 

 
Nach der Billigung durch das Bundeskabinett muss der Entwurf noch vom Bundesrat und Bundestag verab-
schiedet werden. Eigentlich ist die Bundesregierung europarechtlich verpflichtet, noch im Jahr 2025 den Ge-
setzesentwurf vorzulegen. Sollte die Gesetzesnovelle erst nach dem 01. Januar 2026 beschlossen werden, 
könnte sie ihre Wirkung dennoch rückwirkend zu Beginn des gleichen Jahres entfalten. Denn die THG-Quote 
bezieht sich auf die Emissionen, die durch den Jahresverbrauch fossiler Kraftstoffe der quotenverpflichteten 
Unternehmen entstehen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Eckpunktepapier zum neuen Gebäudemodernisierungsgesetz 
 
"Das Heizungsgesetz wird abgeschafft" schreiben Unions- und SPD-Fraktion in ihrem Eckpunktepapier zum 
neuen Gebäudemodernisierungsgesetz, das gestern vorgestellt wurde. Gemeint ist damit wohl die Verständi-
gung auf die Abschaffung der zentralen 65%-Regel für Heizungssysteme im bestehenden GEG. Verständigt 

https://www.gesetze-im-internet.de/hoheseeeinbrg/BJNR245510998.html
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw09-de-treibhausgas-1140356
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hat man sich außerdem im Grundsatz auf eine Grüngas- bzw. Grünheizölquote sowie Vereinfachungen bei 
der kommunalen Wärmeplanung. 
 
Die wesentlichen Punkte des Papiers sind: 

• Streichung der 2023 eingefügten §§ 71-71p und von § 72 des GEG, also des allgemeinen 65 Prozent-
Grundsatzes für Heizungssysteme in Neu- und Bestandsbauten, des Betriebsverbotes für Heizkessel 
und Ölheizungen sowie der Ausrüstverpflichtung mit Gebäudeautomationssystemen. 

• Einführung einer "Bio-Treppe" für den Einbau neuer Gas- und Ölheizungen, die ab 2029 (mindestens 
10 Prozent) einen zunehmenden Anteil CO2-neutraler Brennstoffe vorsieht und in drei Stufen bis 2040 
steigen soll. 

• Einführung einer (bilanziellen) Grüngas- bzw. Grünheizölquote bei Inverkehrbringern von Erdgas und 
Heizöl, die 2028 mit einem Anteil von bis zu einem Prozent starten und ansteigend ausgestaltet wer-
den soll. 

• Sicherung einer "auskömmlichen" Finanzierung der Bundesförderung effiziente Gebäude (BEG) bis 
mindestens 2029. 

• 1:1-Umsetzung der europäischen Gebäudeeffizienzrichtlinie, damit sollen bis zu den EPBD-determi-
nierten Nullemissionsstandards für neue Gebäude (2028 bzw. 2030) auch die Bestandsregelungen 
für den Wärmeerzeuger im Neubau gelten. 

• Stark vereinfachte Wärmeplanung für kleine Kommunen (< 15.000 Einwohner) und Berücksichtigung 
der Kälteplanung bei Kommunen > 45.000 Einwohner erst ab der Fortschreibung der kommunalen 
Wärmepläne. 

• Novellierung von AVBFernwärmeV und Wärmelieferverordnung, Anpassung des (voraussetzungslo-
sen) Leistungsanpassungsrechts für Wärmekunden in der AVBFernwärmeV sowie "moderate" Anpas-
sung des Kostenneutralitätsgebots (§ 556c BGB iVm WärmeLV) bei Umstellung auf gewerbliche Wär-
melieferung. 

• Gesetzliche Regelung und Aufstockung der Bundesförderung effiziente Wärmenetze (BEW) sowie 
Einführung einer Möglichkeit zur "angemessenen" Weitergabe von Investitionskosten für Dekarboni-
sierung von Wärmeerzeugungs- und Wärmenetzinfrastruktur. 

• Einrichtung einer verpflichtenden Preistransparenzplattform und Schlichtungsstelle für Fernwärmever-
sorgung und Stärkung der Preisaufsicht. 

 
Weiterer Zeitplan: 

• Kabinettsbeschluss bis Ostern 2026 

• Inkrafttreten des Gesetzes vor dem 01.07.2026 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Änderung des Energie- und Stromsteuergesetzes 
 
Wesentliche Aspekte sind die Entfristung der Stromsteuerbegünstigung für produzierende Unternehmen nach 
§ 9b StromStG sowie zahlreiche Klarstellungen und Vereinfachungen in den Bereichen Elektromobilität, 
Stromspeicher und dezentrale Stromerzeugung. 
 
Mit dem Änderungsgesetz tritt zum 31. Dezember 2025 auch die Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung 
außer Kraft. Der sog. Spitzenausgleich nach § 55 EnergieStG bzw. § 10 StromStG ist bereits zum 31. Dezem-
ber 2023 ausgelaufen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Abschaffung vermiedener Netznutzungsentgelte 
 
Die Bundesnetzagentur hat endgültig beschlossen, die vermiedenen Netznutzungsentgelte (VNE) für dezent-
rale, steuerbare Kraftwerke (insbesondere KWK-Anlagen) ab 2029 vollständig abzuschaffen. Der Abbau er-
folgt stufenweise: Ab Mitte 2026 werden die Entgelte um 50 Prozent reduziert. Anfang 2027 folgt eine weitere 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/340/VO
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Reduktion um 50 Prozent. Anfang 2028 sinken die Entgelte dann um 75 Prozent, bevor sie 2029 vollständig 
entfallen. 
 
Die Bundesnetzagentur begründet seine Entscheidung damit, dass VNE nicht mehr zeitgemäß seien und jähr-
liche Kosten von rund einer Milliarde Euro für Abnehmer verursachen, die nicht für den Netzbetrieb notwendig 
sind, sowie zu keiner effizienteren Netznutzung beitragen. Zudem betont die Bundenetzagentur, dass die Ein-
sparung durch dezentrale Einspeisung nicht mehr zutreffend sei. Grund dafür ist, dass Verteilnetze heute 
teilweise auch in höhere Netzebenen einspeisen, was den Netzausbau verstärken kann und nicht zu vermie-
denen Netzentgelten führt. 
 
Gleichzeitig bleibt festzuhalten, dass mit dem Auslaufen der vermiedenen Netzentgelte jährlich rund eine Mil-
liarde Euro eingespart wird. Einsparungen die sich in reduzierten Netzentgelten für Haushalte und Betriebe 
wiederfinden sollten. 
 
Weitere Informationen zur Festlegung finden Sie auch hier im Beschluss zum Verfahren. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
IED: Bundeskabinett beschließt Artikelgesetz und Mantelverordnung 
 
Das Bundeskabinett hat die Umsetzung der novellierten Industrieemissionsrichtlinie (IED) durch ein Artikelge-
setz und eine Mantelverordnung beschlossen. Darin werden die Vorschläge der EU-Kommission zur Verein-
fachung der Vorgaben an das Umweltmanagement durch einen sogenannten Umwelt-Omnibus berücksichtigt. 
Die Entwürfe gehen nun an den Bundesrat. 
 
Mit dem Beschluss vom 21. Januar 2026 plant die Bundesregierung die Novelle der Industrieemissionsrichtli-
nie (EU) 2024/1785 umzusetzen. Mit dem Artikelgesetz sollen unter anderem das Bundes-Immissionsschutz 
(BImSchG), Kreislaufwirtschafts-, Bundesberg- und Wasserhaushaltsgesetz und das Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung geändert werden. Zudem werden zahlreiche Verordnungen zur Umsetzung des BIm-
SchG (BImSchV) sowie die Abwasser- und Deponieverordnung mit einer Mantelverordnung geändert. Neu 
eingeführt wird eine 45. BImSchV zur Umsetzung von Managementvorgaben und Umweltleistungswerten. 
 
Die Entwürfe berücksichtigen teilweise die Vorschläge der EU-Kommission zur Vereinfachung der Vorgaben 
an das Umweltmanagement durch einen sogenannten Umwelt-Omnibus. So muss kein Chemikalieninventar 
oder Transformationsplan mehr nachgewiesen werden. Statt bis Mitte 2027 muss das Umweltmanagement-
system nun bis Juli 2030 eingeführt und nachgewiesen werden. 
 
Weitere Informationen: 

• Die Pressemitteilung des BMUKN zum Beschluss finden Sie hier. 

• Das Artikelgesetz finden Sie hier. 

• Die Mantelverordnung finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
IED-Umsetzung: Gesetzgebungsverfahren im Bundestag gestartet 
 
Nach dem Kabinettsbeschluss im Januar zur Umsetzung der novellierten Industrieemissionsrichtlinie (IED) ist 
das Gesetzgebungsverfahren nun im Bundestag gestartet. Über einen entsprechenden Gesetzentwurf 
(21/4786) berät der Bundestag erstmals Ende März. 
 
Ziel ist es laut Entwurf, die Umweltleistung industrieller Anlagen zu verbessern. Betreiber sollen unter anderem 
verpflichtet werden, bis spätestens 2026 ein Umweltmanagementsystem einzuführen. Darüber hinaus sind 
höhere Anforderungen bei der Umsetzung von Schlussfolgerungen zu den sogenannten Besten Verfügbaren 
Techniken (BVT) vorgesehen. So sollen bereits bei Inkrafttreten neuer BVT-Schlussfolgerungen die Emissi-
onsbandbreiten so schnell und so streng wie möglich eingehalten werden. Gleichzeitig sollen dem Entwurf 
zufolge auch neue Ausnahmetatbestände für weniger strenge Emissionsgrenzwerte und längere Umsetzungs-
fristen geregelt werden. 
 

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Beschlusskammern/1_GZ/GBK-GZ/2025/GBK-25-02-1x1_verm_NE/Downloads/Festlegung_DL_BF.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202401785
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202401785
https://www.bundesumweltministerium.de/pressemitteilung/kabinett-bringt-novelle-der-industrieemissions-richtlinie-auf-den-weg-mensch-und-umwelt-schuetzen-buerokratie-reduzieren-investitionsanreize-setzen
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0001-0100/0044-26.html?templateQueryString=ied&fromSearch=true
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2026/0001-0100/0036-26.html?templateQueryString=mantelverordnung&fromSearch=true
https://dserver.bundestag.de/btd/21/047/2104786.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/047/2104786.pdf
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Neben Änderungen im Bundes-Immissionsschutzgesetz sieht der Gesetzentwurf auch Anpassungen im Was-
serhaushaltsgesetz, Kreislaufwirtschaftsgesetz, Bundesberggesetz, Umweltauditgesetz, Umwelt-Rechts-
behelfsgesetz sowie im Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung vor. 
 
Der Bundesrat dringt in seiner Stellungnahme darauf, bei der Umsetzung europäischer Vorgaben zusätzliche 
bürokratische Belastungen zu vermeiden. Im Fall der IED-Novelle fordert die Länderkammer eine „schlanke 
1:1-Umsetzung“ in nationales Recht, bei der „sämtliche in der Richtlinie vorgesehenen Ermessens- und Ge-
staltungsspielräume“ konsequent genutzt werden. Der Entwurf der Bundesregierung gehe derzeit an mehre-
ren Stellen ohne „jegliche sachliche oder rechtliche Notwendigkeit“ darüber hinaus. Dies führe zu einer „unnö-
tigen Mehrbelastung für Wirtschaft und Verwaltung“, so der Bundesrat. 
 
Kritisch gesehen wird zudem die im Bundes-Immissionsschutzgesetz und im Kreislaufwirtschaftsgesetz vor-
gesehene unmittelbare Geltung der BVT-Schlussfolgerungen. Nach Auffassung des Bundesrates würde dies 
die Landesbehörden überfordern und Anlagenbetreiber „unverhältnismäßig mit bürokratischen Pflichten“ be-
lasten. Darüber hinaus werden „viele neue unbestimmte Rechtsbegriffe“ moniert sowie eine Reihe redaktio-
neller Änderungen vorgeschlagen. 
 
Die seit 2010 bestehende IED ist das zentrale EU-Instrument zur Begrenzung umweltschädlicher Emissionen 
und gilt für rund 55.000 Industrieanlagen und Tierhaltungsbetriebe in Europa, davon etwa 13.000 in Deutsch-
land. Mit der Richtlinie (EU) 2024/1785 wurde sie am 24. April 2024 umfassend novelliert. Sie gilt seit dem 
04. August 2024 und muss bis zum 01. Juli 2026 umgesetzt werden. Ziel der Reform ist es, den Anwendungs-
bereich zu erweitern und die Emissionsvorgaben weiter zu verschärfen. 
 
Parallel arbeitet die EU-Kommission bereits an weiteren Vereinfachungen im Rahmen eines sogenannten 
Omnibus-Verfahrens. Dieses betrifft auch Regelungen, die derzeit noch in der nationalen Umsetzung sind. 
 
Quelle: Deutscher Bundestag 
 
 
UBA: 2025 alle EU-Grenzwerte zur Luftqualität eingehalten 
 
Das Umweltbundesamt (UBA) meldet, dass 2025 in Deutschland zum zweiten Mal in Folge alle Grenzwerte 
der EU-Luftqualitätsrichtlinien eingehalten wurden. 
 
Gleichzeitig werden die deutlich strengeren EU-Vorgaben ab 2030 an vielen Messstellen nicht eingehalten. 
Das kann zu regionalen Maßnahmen der Luftreinhaltung führen. 
 
Laut UBA wurden an rund 600 Messstationen in Deutschland erneut alle aktuell geltenden Grenzwerte der 
europäischen Luftqualitätsrichtlinien eingehalten. Für Feinstaub (PM10/PM2,5) ist dies bereits das achte Jahr 
in Folge, für Stickstoffdioxid (NO₂), das zweite Jahr. Gleichzeitig zeigt die vorläufige Auswertung der Messda-

ten, dass die durchschnittliche Belastung mit Feinstaub und NO₂ im Jahresmittel 2025 über den Werten der 
Jahre 2023 und 2024 lag. Ursache dafür waren insbesondere ungünstige Witterungsverhältnisse im Winter. 
 
Allerdings werden die ab 2030 geltenden deutlich strengeren Grenzwerte der 2024 in Kraft getretenen neuen 
EU-Luftqualitätsrichtlinie an vielen Messstellen nicht eingehalten. Den NO₂-Jahresmittelwert von 20 µg/m³ 
überschritten rund 39 Prozent der Messstationen den Jahresmittelwert von 10 µg/m³ Feinstaub PM2,5 verfeh-
len rund 18 Prozent der Stationen. 
 
Aufgrund des anhaltend rückläufigen Trends der Schadstoffemissionen schätzt das UBA, dass es bei 2030 zu 
„vereinzelten Überschreitungen“ kommen wird. 2035 könnten die Werte dann voraussichtlich an den meisten 
Messstellen eingehalten werden. Bis dahin erlaubt die Luftqualitätsrichtlinie Mitgliedstaaten unter bestimmten 
Voraussetzungen Ausnahmen von den Grenzwerten. 
 
Um die strengeren Grenzwerte zu erreichen, werden Länder und Kommunen weitere Maßnahmen zur Luft-
reinhaltung prüfen müssen – etwa im Verkehrs-, Wärme- und Gebäudebereich. Dies kann sich auf Betriebe u. 
a. über Verkehrslenkung, Umweltzonen, Flottenvorgaben oder Anforderungen an Feuerungsanlagen (insbe-
sondere Festbrennstoffe) auswirken. 
 
Zur Meldung des Umweltbundesamtes gelangen Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2997
https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/auch-2025-wurden-alle-grenzwerte-zur-luftqualitaet
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Erneute Änderungen der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) 
 
Am 19. Dezember 2025 wurde eine Novelle der deutschen Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) hier im Bun-
desgesetzblatt verkündet, die am Folgetag in Kraft trat. Sie beinhaltet primär eine Anpassung an die EU-
Asbest-Richtlinie und Änderungen im Bereich der Biozid-Anwendungen. 
 
Novelle Ende 2025 

Auf die geänderten Asbest-Regelungen weist die Berufsgenossenschaft Bau hier auf ihrer Homepage hin, wo 
auch weitere Informationen abrufbar sind. Ergänzend ist auf die einjährige Übergangsfrist bzgl. der Genehmi-
gungen hinzuweisen, die in § 25 Abs. 9 GefStoffV wie folgt aufgenommen wurde: „(9) Bei Abbrucharbeiten mit 
Asbest im Bereich niedrigen und mittleren Risikos ist eine Genehmigung nach § 11a Absatz 4a bis zum Ablauf 
des 19. Dezember 2026 nachzuweisen.“ 
 
Bei der Verwendung von Biozid-Produkten wurde die bisherige Anzeigepflicht auf der Basis der Biozid-Einstu-
fung oder für geschulte berufliche Verwender gestrichen, nur für Schädlingsbekämpfungsmittel besteht sie 
weiterhin. 
 
Unter die Biozid-Sachkundepflicht fallen nur noch Schädlingsbekämpfungsmittel, welche die Einstufungskrite-
rien erfüllen und Biozid-Produkte, in deren Zulassung „geschulter beruflicher Verwender“ festgelegt wurde. 
Für Produkte, welche zwar die Biozid-Einstufungskriterien erfüllen, aber für die keine Festlegung für „geschulte 
berufliche Verwender“ in der Zulassung erfolgte, entfällt die Sachkundepflicht. 
 
(Hinweis: Mit den Sachkundeanforderungen bei der Abgabe/dem Verkauf von bestimmten Biozid-Produkten 
hat dies nichts zu tun, d.h. jene Vorgaben gelten unverändert weiter). 
 
Novelle Ende 2024 

Erst ein Jahr zuvor war die letzte umfangreiche Änderung der Gefahrstoffverordnung hier im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht worden. Schon damals wurde neue Regelungen zu Asbest eingeführt, Anpassung an die 
geänderte EU-Krebsrichtlinie vorgenommen und das Risikokonzept aus der Technischen Regel für Gefahr-
stoffe (TRGS 910) übernommen. Zu jenen Themen hat die Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische 
Industrie (BG RCI) ein 20-minütiges Video erstellt, das hier abrufbar ist. 
 
Der aktualisierte Gesamttext der Verordnung ist hier zu finden. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
Gefahrstoffe: Mehrere Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) geändert und ergänzt 
 
Noch Ende 2025 wurden mehrere Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS), die vom Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales (BMAS) in Zusammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) erarbeitet werden, geändert und ergänzt. 
 
TRGS 903 "Biologische Grenzwerte (BGW)" 

Am 19. Dezember 2025 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 903 "Biologische Grenzwerte 
(BGW)" geändert und ergänzt. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 903 finden Sie hier auf der Webseite der BAuA als Download. 
 
TRGS 900 "Arbeitsplatzgrenzwerte" 

Am 19. Dezember 2025 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 900 "Arbeitsplatzgrenzwerte" 
geändert und ergänzt. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 900 finden Sie hier auf der Webseite der BAuA als Download. 
 
TRGS 430 "Isocyanate - Gefährdungsbeurteilung und Schutzmaßnahmen" 

Am 19. Dezember 2025 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 430 "Isocyanate - Gefährdungs-
beurteilung und Schutzmaßnahmen" geändert und ergänzt. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 430 finden Sie hier auf der Webseite der BAuA als Download. 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/337/VO.html?nn=197276
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2025/337/VO.html?nn=197276
https://www.bgbau.de/meldung/neue-anforderungen-fuer-arbeiten-mit-asbest
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/384/VO.html
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2024/384/VO.html
https://www.bgrci.de/gefstoffv2024
https://www.gesetze-im-internet.de/gefstoffv_2010/index.html#BJNR164400010BJNE002903126
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-903?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-900?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-430?nn=e1d541a2-07fc-48eb-a882-1aee9c348775
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TRGS 540 "Verwendung von Biozid-Produkten - Grundanforderungen" 

Am 21. November 2025 wurde die Technische Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 540 "Verwendung von Biozid-
Produkten - Grundanforderungen" geändert und ergänzt. 
 
Alle notwendigen Dokumente zur TRGS 540 finden Sie hier auf der Webseite der BAuA als Download. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
Aktualisierung der Chemikalien-Klimaschutzverordnung 
 
Der Bundesrat hat am 30. Januar 2026 die Änderungen der Chemikalien-Klimaschutzverordnung (ChemKli-
maschutzV) beschlossen. Das Inkrafttreten der Verordnung wird voraussichtlich im Laufe des Aprils 2026 er-
wartet. 
 
Hintergrund ist die neue EU-F-Gas-Verordnung (EU) 2024/573, die bereits gilt und auf nationaler Ebene eine 
Anpassung der ChemKlimaschutzV erforderlich macht. 
 
Zentrale Punkte im Überblick: 

• Bestehende Sachkundenachweise behalten bis zum 12. März 2029 ihre Gültigkeit. 

• Neue Sachkundebescheinigungen setzen künftig eine erweiterte Prüfung (inkl. alternativer Kältemittel) 
sowie regelmäßige Auffrischungskurse voraus. 

• Es gilt eine neue Systematik der Sachkundebescheinigungen und ein erweiterter Anwendungsbereich. 
 
Ab 2029 dürfen Unternehmenszertifikate nur noch auf Grundlage der neuen Personalzertifikate bzw. nach 
absolvierten Auffrischungskursen genutzt werden. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Umweltaussagen: Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb verkündet 
 
Die Änderungen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) vom 12. Februar 2026 verschärfen 
die Anforderungen an Umwelt‑ und Nachhaltigkeitsaussagen von Unternehmen deutlich. 
 
Ziel ist der Schutz der Verbraucher vor „Greenwashing“. Mit der Änderung wird die EU-Richtlinie (EU) 
2024/825 (Empowering Consumers-Richtlinie, oder kurz EmpCo-Richtlinie) in deutsches Recht umgesetzt. 
Das Gesetz tritt am 27. September 2026 in Kraft. Für Unternehmen, die mit Nachhaltigkeit werben, ergeben 
sich konkrete Auswirkungen: 
 
“Allgemeine” Umweltaussagen sind nur noch unter strengen Randbedingungen zulässig 

Allgemeine Umweltaussagen (z. B. „klimaneutral“, „umweltfreundlich“, „grün“) wären nur zulässig, wenn aner-
kannte hervorragende Umweltleistungen (z. B. „Blauer Engel“, „EU-Umwelt-Blume“) nachgewiesen werden 
könnten. Nicht nachweisbare allgemeine Umweltaussagen sind künftig verboten. 
 
Konsequenzen für Unternehmen: 

• Nicht nachweisbare allgemeine Umweltaussagen streichen bzw. unterlassen 

• Stattdessen Umweltaussagen konkreter fassen und nur verwenden, wenn entsprechende Belege 
(z. B. Ökobilanzen, Zertifikate, anerkannte Umweltzeichen) vorliegen 

• Marketingabteilungen müssen ihre Werbeaussagen diesbezüglich juristisch + faktisch prüfen 

• Pauschale „Image-Claims“ werden stark eingeschränkt. 
 
Unpräzise oder übergreifende Aussagen werden verboten 

Eine Umweltaussage über das gesamte Produkt oder das gesamte Unternehmen ist unzulässig, wenn sie nur 
auf einzelne Aspekte zutrifft. 
 

https://www.baua.de/DE/Angebote/Regelwerk/TRGS/TRGS-540?nn=694256d585ec843c18714ef3
https://www.baua.de/DE/Home
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Beispiel: Wenn nur die Verpackung recycelt ist, darf nicht behauptet werden, das gesamte Produkt sei „um-
weltfreundlich“. 
 
Kompensationsbasierte Klimaneutralität ist als Begründung nicht mehr zulässig 

Aussagen wie „klimaneutral“, „CO₂-neutral“ oder „emissionsfrei“ dürfen nicht mehr auf Kompensationsmo-
dellen basieren. 
 
Bedeutung: 

• Unternehmen dürfen nicht mehr damit werben, dass ihr Produkt „klimaneutral“ sei, nur weil Emissio-
nen über Zertifikate ausgeglichen werden. 

• Produktbezogene Klimaneutralität muss tatsächlich mit dem Produkt selbst erreicht werden. 
 
Nachhaltigkeitssiegel unterliegen strengeren Regeln 

Es ist künftig unzulässig, ein Nachhaltigkeitssiegel zu verwenden, das nicht auf einem anerkannten Zertifi-
zierungssystem beruht. 
 
Folgen: 

• „Eigenmarken-Siegel“ reichen nicht mehr aus. 

• Siegel müssen transparent, überprüfbar und von unabhängigen Dritten zertifiziert sein. 

• Unternehmen müssen ihre bestehenden Siegel prüfen – bei Verstößen drohen Abmahnungen. 
 
Zukunftsbezogene Umweltversprechen werden stark reglementiert 

Aussagen über zukünftige Umweltleistungen (z. B. „Wir werden bis 2030 klimaneutral“) sind nur zulässig, 
wenn: 

• ein nachvollziehbarer, messbarer, zeitgebundener Umsetzungsplan existiert, 

• diesem die notwendigen Ressourcen zugewiesen werden, 

• unabhängige externe Prüfungen erfolgen und 

• die Erkenntnisse öffentlich zugänglich sind. (§ 5 Abs. 3 Nr. 4) 
 
Implikation: „Ziele ohne Plan“ sind künftig als Werbeaussage unzulässig. 
 
Irrelevante Vorteile dürfen nicht mehr hervorgehoben werden 

Werbeaussagen zu Vorteilen, die eigentlich gesetzliche Mindeststandards darstellen, gelten als irreführend. 
 
Beispiele: 

• „Frei von Stoff XYZ“, obwohl der Stoff XYZ ohnehin verboten ist 

• „Recycelbar“, obwohl die ganze Produktkategorie gesetzlich recycelbar sein muss 
 
Strengere Sanktionen: Bußgelder bis zu 4 Prozent des EU-Jahresumsatzes 

Für Unternehmen mit mehr als 1,25 Mio. Euro Jahresumsatz können Bußgelder bei UWG-Verstößen bis zu 
4 Prozent des EU-Umsatzes betragen. (§ 19 Abs. 3) 
 
Das entspricht dem Sanktionsniveau der EU-Verbraucherschutzrichtlinie – ähnlich wie beim Datenschutz 
(DSGVO). 
 
Höhere Anforderungen an Produktvergleichsportale 

Wenn Unternehmen Vergleichsdienste betreiben, müssen sie ihre Vergleichsmethode offenlegen und aktuell 
halten. (§ 5b Abs. 3a) 
 
Dies betrifft insbesondere: 

• Händler mit Nachhaltigkeits-Vergleichstools, 

• Online-Plattformen, 
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• Marktplatzanbieter. 
 
Fazit 

Unternehmen müssen ihre gesamte Nachhaltigkeitskommunikation prüfen und ggf. überarbeiten. Besonders 
riskant sind künftig alle allgemeinen und pauschalen Umweltbehauptungen sowie Kompensationsmodelle. 
Marketing, Compliance und Nachhaltigkeitsmanagement müssen enger zusammenarbeiten – andernfalls dro-
hen erhebliche Bußgelder und Reputationsschäden. 
 
Die Änderungen im UWG finden Sie hier (BGBl. 2026 I Nr. 43 vom 19. Februar 2026). 
 
Quelle: IHK Südlicher-Oberrhein 
 
 
Gesetzentwurf zur Änderung des UmwRG veröffentlicht 
 
Das Bundeskabinett hat am 21. Januar 2026 den Gesetzentwurf zur Anpassung des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes (UmwRG) sowie weiterer umweltrechtlicher Vorschriften beschlossen. Ziel ist die Umsetzung euro-
parechtlicher und völkerrechtlicher Vorgaben. Darüber hinaus werden die Anforderungen an Umweltvereini-
gungen erweitert. 
 
Mit dem Entwurf bezweckt die Bundesregierung, die Anforderungen der Aarhus-Konvention und einschlägiger 
Gerichtsurteile umzusetzen. Dazu wird insbesondere der Katalog der Entscheidungen erweitert, gegen die auf 
Grundlage des UmwRG Rechtsbehelf eingelegt werden kann. 
 
Zudem wird in § 3 die erstmalige Anerkennung von Umweltvereinigungen auf fünf Jahre und die wiederholte 
Anerkennung auf zehn Jahre befristet. In § 5 wird die sogenannte Missbrauchsklausel konkretisiert. Künftig 
sollen Einwendungen unberücksichtigt bleiben, wenn ein „Rechtsbehelfsführer die Möglichkeit der Teilnahme 
an einem ordnungsgemäßen Beteiligungsverfahren nicht genutzt hat und deshalb die Einwendung erstmalig 
im Rechtsbehelfsverfahren geltend macht.“ In § 6 Absatz wird eine Klageerwiderungsfrist eingeführt. § 7 Ab-
satz 6 bestimmt, dass Rechtsbehelfe gegen Infrastrukturprojekte keine aufschiebende Wirkung entfalten. Ein 
neuer § 7a präzisiert den sogenannten Amtsermittlungsgrundsatz. 
 
Den Gesetzentwurf finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

EUROPÄISCHE UNION 
 
 
ETS 2: Rat ebnet Weg für die europaweite Einführung des Emissionshandels 
 
Der Europäische Rat hat am 18. Februar 2026 Maßnahmen zur Marktstabilitätsreserve des ETS 2 beschlos-
sen. Das System umfasst Gebäude-, Straßenverkehrs- und weitere Brennstoffsektoren und soll nun 2028 
starten. 
 
Deutschland verfügt mit dem nationalen Emissionshandel (nEHS) bereits über ein Bepreisungssystem – viele 
EU‑Länder jedoch nicht, was zu Wettbewerbsnachteilen führt. Die Ratsposition ist ein wichtiger Schritt hin zu 
einem fairen europäischen Markt. 
 
Der Standpunkt des Europäischen Rates sieht vor, dass die Reserve den CO2‑Markt stabilisieren soll, indem 
sie Ungleichgewichte zwischen Angebot und Nachfrage durch eine automatische Anpassung der Zertifikat-
menge ausgleicht. Der Ratsbeschluss verlängert die MSR über 2030 hinaus, stärkt die Stabilität des Preisni-
veaus und führt eine graduelle Freigabelogik von Zertifikaten ein, um Preisspitzen und Marktinstabilitäten vor-
zubeugen. Ausgelöst wird die Preisbremse, sobald die CO2‑Kosten über 45 €/t (Preisstand 2020) steigen; 
künftig können bis zu 80 Millionen Zertifikate jährlich freigegeben werden. 
 
Für die Wirtschaft ist die Einführung eines funktionierenden ETS 2 besonders relevant. Während Deutschland 
mit dem nationalen Emissionshandel bereits seit 2021 CO2‑Kosten in den ETS‑2‑Sektoren erhebt, verfügen 
einige Mitgliedstaaten bislang über keine vergleichbaren Bepreisungsmechanismen. Dies führt zu 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2026/43/VO.html
https://www.bundesumweltministerium.de/gesetz/gesetzesentwurf-zur-aenderung-des-umwelt-rechtsbehelfsgesetzes-und-weiterer-umweltrechtlicher-vorschriften-1
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/02/18/market-stability-reserve-council-backs-measures-for-a-smoother-launch-of-ets2/
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Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt – deutsche Unternehmen tragen heute zusätzliche Kosten, die an 
anderen EU‑Standorten nicht anfallen. Ein einheitliches ETS 2 schafft hier fairere Bedingungen und stärkt die 
Planungssicherheit. 
 
Die Einführung des ETS 2 wurde im Zuge der Verhandlungen zum 2040‑Klimaziel jedoch um ein Jahr – von 
2027 auf 2028 – verschoben. Diese Verzögerung war Teil eines politischen Kompromisses, um Staaten mit 
geringerer CO2‑Bepreisungspraxis einzubinden. Ergänzend wurde vereinbart, dass die Europäische Investiti-

onsbank ein "Frontloading" bereitstellt, um frühzeitig Investitionen in CO2‑arme Technologien zu ermöglichen 
und damit die wirtschaftlichen Belastungen durch den ETS 2 abzumildern. Laut EU‑Kommission sollen rund 
3 Milliarden Euro an Investitionsmöglichkeiten für Dekarbonisierung im Gebäude- und Transportsektor vorge-
zogen werden. 
 
Die DIHK setzt sich – unter anderem in der Studie "Neue Wege für die Energiewende (‘Plan B’)" – für ein 
europaweit einheitliches Emissionshandelssystem ein. Wesentliche Argumente: Marktwirtschaftliche Mecha-
nismen ermöglichen CO2‑Reduktion zu den geringsten gesamtwirtschaftlichen Kosten, der ETS 2 wirkt tech-

nologieoffen und schafft langfristige Investitionssicherheit. Ein EU‑weiter CO2‑Preis reduziert zudem Wettbe-
werbsnachteile energieintensiver Unternehmen in Deutschland. 
 
Die Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament werden voraussichtlich ab dem zweiten oder dritten 
Quartal 2026 beginnen. Für Unternehmen bleibt die Entwicklungen rund um den ETS 2, die Ausgestaltung der 
Übergangsregelungen sowie die konkreten Auswirkungen auf Energie- und Betriebskosten entscheidend. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Emissionshandel: konsequentere Mittelverwendung für industrielle Dekarbonisierung 
 
Auf dem EU-Industriegipfel am 11. Februar 2026 betonte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
die zentrale Rolle des EU‑Emissionshandels für Europas industrielle Wettbewerbsfähigkeit. Angesichts nied-

riger Investitionsquoten der Mitgliedstaaten kündigte sie eine Reform an, um ETS‑Einnahmen stärker in die 
industrielle Dekarbonisierung zurückzuführen. 
 
Der EU‑Emissionshandel (ETS) sei laut von der Leyen seit seiner Einführung 2005 ein zentrales Instrument 
einer effizienten und marktbasierten Klimapolitik: Die Emissionen in den erfassten Sektoren seien um 39 Pro-
zent gesunken, während die wirtschaftliche Leistung gleichzeitig um 71 Prozent gewachsen sei. Insgesamt 
habe der ETS bisher mehr als 260 Milliarden EUR an Einnahmen generiert, die auf EU‑Ebene vollständig in 
industrielle Innovation reinvestiert wurden. Dazu zählt auch der Aufbau der neuen Dekarbonisierungsbank, die 
künftig 100 Milliarden Euro für Transformationsprojekte bereitstellen soll. 
 
Von der Leyen machte zugleich deutlich, dass die derzeitige Mittelverwendung in den Mitgliedstaaten nicht 
ausreiche, um die industrielle Transformation Europas im globalen Wettbewerb abzusichern. Weniger als 
5 Prozent der nationalen ETS‑Einnahmen flössen derzeit in Maßnahmen zur industriellen Dekarbonisierung – 
ein Missverhältnis, das aus Sicht der EU-Kommission dringend korrigiert werden müsse. Die Einnahmen 
stammten maßgeblich aus industriellen Sektoren, die sich in einer herausfordernden Wettbewerbssituation 
und Transformationsprozess befänden und vor dem Hintergrund dringend Investitionen benötigen würden. 
 
Im Rahmen der für Sommer 2026 angekündigten ETS‑Reform soll daher eine deutlich stärkere Zweckbindung 
zugunsten der Industrie verankert werden. Höhere reinvestierte Mittel sollen Unternehmen unterstützen, emis-
sionsarme Produktionsverfahren wie klimaneutralen Stahl, emissionsarme Chemieprozesse oder CO₂‑arme 
Grundstoffproduktion schneller zu entwickeln und unter anderem über europäische Leitmärkte durch die öf-
fentliche Vergabe zu skalieren. Dies würde nicht nur zu direkter finanzieller Entlastung beitragen, sondern 
auch die notwendige Planungssicherheit für langfristige Investitionsentscheidungen erhöhen. Von der Leyen 
betonte, dass gerade energieintensive Branchen im globalen Wettbewerb nur bestehen könnten, wenn Europa 
ausreichend verlässlich, bezahlbar und klimafreundlich produziere. 
 
Die EU-Kommission sieht den ETS auch in den kommenden Jahren als zentrales wirtschaftspolitisches Instru-
ment. Mit der geplanten Reform, der Stärkung der Dekarbonisierungsbank und einer klaren Reinvestitions-
strategie will sie sicherstellen, dass die Einnahmen aus der Bepreisung von Emissionen systematisch zur 
industriellen Transformation beitragen. Von der Leyen kündigte an, dieses Thema im Europäischen Rat mit 
Nachdruck voranzutreiben, um Europa langfristig als wettbewerbsfähigen Industriestandort zu sichern. 
 
Quelle: DIHK 
 

https://climate.ec.europa.eu/news-other-reads/news/unlocking-eu3-billion-investment-opportunities-decarbonisation-buildings-and-road-transport-2026-02-04_en?prefLang=de&etrans=de
https://climate.ec.europa.eu/news-other-reads/news/unlocking-eu3-billion-investment-opportunities-decarbonisation-buildings-and-road-transport-2026-02-04_en?prefLang=de&etrans=de
https://www.dihk.de/resource/blob/153726/97f39a33a519ece00c3a65e014fbc707/energie-dihk-energiewende-plan-b-data.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_26_382
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CBAM weiterhin ein Kosten- und Unsicherheitsfaktor 
 
Mit dem Jahresende 2025 ist die Übergangsphase beim CO₂-Grenzausgleich ("Carbon Border Adjustment 
Mechanism", kurz CBAM) ausgelaufen. Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) sieht immer noch 
handwerkliche Schwächen in dem komplexen Instrument und hätte sich mehr Austausch mit der Wirtschaft 
bei der Folgenabschätzung gewünscht. 
 
In der ausgelaufenen CBAM-Phase mussten die Unternehmen "nur" die direkten und indirekten Emissionen 
berechnen und dokumentieren, die bei der Produktion importierter Güter aus den Produktgruppen Aluminium, 
Düngemittel, Eisen & Stahl, Elektrizität, Wasserstoff sowie Zement entstanden sind, und jedes Quartal einen 
entsprechenden Bericht einreichen. 
 
Mit Beginn des Jahres 2026 startet dann nun die Implementierungsphase mit weitreichenderen Pflichten. Vor 
allem sind dann die mit CBAM-Produkten verbundenen direkten und indirekten Emissionen mithilfe von Zerti-
fikaten auszugleichen, die über eine zentrale Plattform erworben werden können. 
 
"Übereilt eingeführt" 

"Der CO2-Grenzausgleich treibt viele deutsche Unternehmen weiter um, insbesondere mit Blick auf das Ende 
der Übergangsphase Anfang 2026", sagte dazu Sebastian Bolay, DIHK-Bereichsleiter Energie, Umwelt, In-
dustrie, dem "Handelsblatt". "Die EU hatte den CBAM übereilt eingeführt, ohne sich der Komplexität in seiner 
Gänze bewusst zu sein. Wir hatten davor mit vielen detaillierten Stellungnahmen eindringlich gewarnt." 
 
Nun stellten die Regelungen die betroffenen Unternehmen vor "große Herausforderungen", kritisierte Bolay. 
"Immerhin: Der neue Import-Schwellenwert von 50 Tonnen relevanter Rohstoffe ist eine spürbare Erleichte-
rung gerade für kleine und mittelständische Unternehmen." 
 
Allerdings seien konzeptionelle Fragen und konkrete Punkte für die Praxis noch offen: "Wird es einen Ex-
portrabatt geben, um die Wettbewerbsfähigkeit beim Export zu erhalten, und mit welchen Gegenmaßnahmen 
werden Drittstaaten gegen das voraussichtlich WTO-widrige Instrument vorgehen? Auf wie viele Downstream-
Produkte wird CBAM ausgeweitet, die aufgrund höherer Inputkosten ebenfalls an globaler Wettbewerbsfähig-
keit verlieren?" 
 
Für die deutsche Wirtschaft sei der CBAM weiterhin ein Kosten- und Unsicherheitsfaktor, stellte Bolay klar. 
"Viele Unternehmen müssen weiter auf Standardwerte zurückgreifen können, wenn die Informationsbeschaf-
fung bei Geschäftspartnern schwierig ist." 
 
Standardwerte im Zweifel ungünstiger 

Der sich im Zertifikatehandel ergebende CO2-Preis wird rückwirkend für das Jahr 2026 festgestellt – dadurch 
entstünden gerade in vielen kleineren Betrieben größere Unsicherheiten bei der Finanzplanung, warnte er. 
"Gleichzeitig fehlen den Betrieben wichtige Kalkulationsgrundlagen, weil der Verifizierungsprozess der CO2-
Emissionen noch nicht final ausgearbeitet ist", so der DIHK-Experte weiter. "Deshalb ist es wahrscheinlich, 
dass mehr Unternehmen mit Standardwerten operieren müssen, die häufig deutlich ungünstiger ausfallen als 
reale Werte. Die Kosten steigen dadurch." 
 
Bolays Appell: "Die EU sollte daraus lernen und künftig Folgenabschätzungen im engen Austausch mit der 
Wirtschaft vornehmen, bevor sie solch komplexe Instrumente einführt." 
 
DIHK-Vorschläge zu CBAM-Anpassungen 

Die EU-Kommission hat einige der Kritikpunkte der Wirtschaft aufgegriffen, dennoch sind noch viele Fragen 
offen. In einem Papier von November 2025 hatte sich die DIHK dazu mit Vorschlägen zur Weiterentwicklung 
des CO₂-Grenzausgleichsmechanismus positioniert. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-weiter Rahmen zur Berechnung des Treibhauspotenzials von Neubauten 
 
Die EU-Kommission hat am 17. Dezember 2025 einen einheitlichen Rahmen zur Berechnung des Treibhaus-
potenzials (Global Warming Potential, GWP) von Neubauten über deren gesamten Lebenszyklus vorgeschla-
gen. 

https://www.dihk.de/de/newsroom/dihk-papier-zur-weiterentwicklung-des-co%E2%82%82-grenzausgleichs-mechanismus-157390
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Gemäß der europäischen Gebäuderichtlinie (EPBD) müssen die Mitgliedstaaten das Lebenszyklus-GWP ab 
2028 in den Energieausweisen großer Neubauten ausweisen. Diese Verpflichtung wird ab 2030 auf alle neuen 
Gebäude ausgeweitet. 
 
Der neue Rahmen soll sicherstellen, dass die EU-Länder eine vergleichbare Methodik anwenden. Die Berech-
nung basiert auf national festzulegenden Standardwerten sowie auf Daten, die Hersteller im Rahmen der Bau-
produkteverordnung sowie der Ökodesign- und Energieverbrauchskennzeichnungsvorschriften bereitstellen. 
 
Ab 2028 ist die Lebenszyklus-GWP-Berechnung für neue Gebäude mit einer Grundfläche von über 1.000 m² 
verpflichtend, ab 2030 für sämtliche Neubauten. Dazu zählen insbesondere die Herstellung und der Transport 
von Bauprodukten, Baustellenprozesse, der Energieverbrauch während der Nutzungsphase, der Austausch 
von Bauprodukten. Ebenfalls berücksichtigt werden der Abfalltransport, die Wiederverwendung, das Recycling 
und die endgültige Entsorgung von Materialien. 
 
Der Europäische Rat und das EU-Parlament haben nun mindestens zwei Monate Zeit, um Einwände zu erhe-
ben, bevor die Regelung in Kraft tritt. 
 
Weitere Informationen: 

• Draft delegated regulation-GWP 

• Annex-GWP 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Verordnung zur Anerkennung dauerhafter CO2-Entnahmen verabschiedet 
 
Die EU-Kommission hat am 03. Februar 2026 eine delegierte Verordnung verabschiedet, mit der erstmals 
konkrete EU-weite Regeln zur Zertifizierung dauerhafter CO₂-Entnahmen festgelegt werden. Sie ergänzt den 
2024 beschlossenen Zertifizierungsrahmen und definiert, unter welchen Bedingungen CO₂-Entnahmen als 
hochwertig gelten, etwa hinsichtlich Zusätzlichkeit, Dauerhaftigkeit und Nachhaltigkeit. 
 
Die Verordnung betrifft drei Technologien: Direct Air Capture mit Speicherung (DACCS), Bioenergie mit CO₂-
Abscheidung und -Speicherung (BioCCS) sowie die Herstellung und Nutzung von Biokohle (Biochar). Ziel ist 
es, eine transparente und einheitliche Grundlage zur Berechnung von Netto-CO₂-Entnahmen zu schaffen und 
Investitionen zu erleichtern, ohne Greenwashing zu riskieren. 
 
Vorgeschrieben sind detaillierte Berechnungen über die gesamte Wertschöpfungskette hinweg sowie strenge 
Nachhaltigkeitsanforderungen, insbesondere beim Einsatz von Biomasse. Die Zertifizierung erfolgt auf Basis 
jährlicher Monitoring- und Berichtszeiträume; die Methodiken sollen regelmäßig überprüft werden. 
 
Die Verordnung wird nun vom EU-Parlament und vom Europäischen Rat geprüft. Zudem plant die EU-Kom-
mission noch in diesem Jahr weitere Regelwerke zu Carbon Farming und zur CO₂-Speicherung in biobasierten 
Baustoffen vorzulegen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Klimafortschrittsbericht 2025 
 
In der EU sanken die Emissionen 2024 um 2,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Jedoch zeigt der Klimafort-
schrittsbericht 2025: für Politik und Wirtschaft bleibt viel zu tun – auch in Deutschland. 
 
Während aus Sicht der EU erneuerbare Energien, grüne Investitionen und das Klimaanpassungsgesetz Hoff-
nung geben, bremsen der Verkehrssektor und schwache CO₂-Senken die Zielerreichung. Laut Klimafort-
schrittsbericht 2025 sanken die Treibhausgasemissionen in der EU im Jahr 2024 um 2,5 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahr und lagen damit 37,2 Prozent unter dem Niveau von 1990. Gleichzeitig wuchs das Bruttoinlands-
produkt in dem Zeitraum um 71 Prozent, was laut Bericht auf eine Entkopplung von Wirtschaftswachstum und 
Emissionen hindeutet. Besonders im Energiesektor wurden deutliche Rückgänge verzeichnet, allen voran im 
Stromsektor mit einem Minus von 10,7 Prozent. Der Ausbau erneuerbarer Energien, insbesondere der Solar-
energie mit einem Plus von 19 Prozent, trug aus Sicht der EU maßgeblich dazu bei, den Einsatz fossiler 
Energieträger wie Kohle und Gas um 12 beziehungsweise 8 Prozent zu reduzieren. 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-16953-2025-INIT/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=intcom:Ares%282025%298384118
https://climate.ec.europa.eu/document/download/96845e08-0311-45b4-b6c0-7040e31d9cd0_en?filename=C_2026_553_1_EN_ACT_part1_v5.pdf
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/climate-strategies-targets/progress-climate-action/eu-climate-action-progress-report-2025_en?prefLang=de&etrans=de
https://climate.ec.europa.eu/eu-action/climate-strategies-targets/progress-climate-action/eu-climate-action-progress-report-2025_en?prefLang=de&etrans=de
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Für die weitere Transformation des Energiesystems werden laut Bericht bis 2030 jährlich Investitionen in Höhe 
von rund 565 Milliarden Euro benötigt. Die Schwerpunkte liegen dabei auf dem Ausbau erneuerbarer Energien, 
der Modernisierung der Stromnetze sowie der Gebäudesanierung. Im Jahr 2024 erreichten grüne Anleihen in 
der EU ein Rekordvolumen von 314 Milliarden Euro, was die wachsende Bedeutung nachhaltiger Finanzie-
rungsinstrumente unterstreicht. 
 
Trotz dieser Fortschritte bleiben Herausforderungen bestehen. Der Verkehrssektor bleibt einer der größten 
Emittenten, mit einem Anstieg der Emissionen um 0,7 Prozent im EU-Inland und sogar 3 Prozent im internati-
onalen Verkehr. In der Industrie zeigten sich sektorale Unterschiede: Während die prozessbedingten Emissi-
onen in der Chemieindustrie um 8,2 Prozent stiegen, verzeichnete der Mineraliensektor, einschließlich der 
Zementproduktion, einen Rückgang um 2,5 Prozent. Besonders problematisch ist die Situation bei der Land-
nutzung, wo die natürlichen Kohlenstoffsenken als fragil eingestuft werden und zusätzliche Maßnahmen erfor-
derlich sind, um die gesteckten Ziele zu erreichen. 
 
In Deutschland werden zwar Innovationen wie die CO₂-Abscheidung im Zementsektor und der Ausbau von 
Wasserstofftechnologien als positive Beispiele genannt. So konnte sich das deutsche Projekt CO2LLECT im 
EU-Wettbewerb durchsetzen und sicherte sich eine Förderung von 157 Millionen Euro aus dem EU-Innovati-
onsfonds. Gemeinsam mit Österreich und Spanien wurden zudem 836 Millionen Euro bereitgestellt, um nati-
onale Wasserstoffprojekte zu fördern. Dennoch gibt es erhebliche Defizite: Laut Prognosen gehört Deutsch-
land neben Irland und Malta zu den Ländern mit den größten Lücken bei den Zielen für die Lastenverteilung 
bis 2030. Ohne zusätzliche Maßnahmen wird eine Zielverfehlung von rund 13 Prozentpunkten erwartet, was 
vor allem auf den Verkehrssektor zurückzuführen ist. 
 
Auch bei der Elektromobilität zeigt sich ein gemischtes Bild. Zwar liegt Deutschland mit 22 Prozent Neuzulas-
sungen von batteriebetriebenen Elektroautos und Plug-in-Hybriden über dem EU-Durchschnitt von 14,5 Pro-
zent, doch im Vergleich zu skandinavischen Ländern wie Dänemark, das eine Quote von 52 Prozent aufweist, 
bleibt hier noch erheblicher Nachholbedarf. Bei den Zielen der Effort Sharing Regulation (ESR) wird für 
Deutschland eine Zielverfehlung von 8 Prozentpunkten prognostiziert, während Länder wie Portugal und Grie-
chenland ihre Ziele voraussichtlich erreichen oder sogar übertreffen werden. 
 
Eine weitere Herausforderung stellt die Landnutzung dar. Während die EU ihr Ziel von minus 42 Millionen 
Tonnen CO₂-Äquivalenten bis 2030 voraussichtlich um 40 bis 55 Millionen Tonnen verfehlen wird, weist 

Deutschland bereits für den Zeitraum 2021 bis 2023 ein Defizit von 4 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalenten auf. 
Dieses Defizit muss durch zusätzliche Einsparungen in anderen Sektoren, wie Verkehr oder Gebäuden, aus-
geglichen werden. 
 
Insgesamt zeigt der Bericht, dass zwar Fortschritte gemacht werden, aber weitere Anstrengungen notwendig 
sind, um die Klimaziele zu erreichen. Eine drohende Zielverfehlung in Deutschland könnte mit zusätzlichen 
Maßnahmen begegnet werden, mit entsprechenden Auswirkungen auf die Unternehmen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Änderung der Nachhaltigkeitsberichterstattung im Amtsblatt der EU veröffentlicht 
 
Das Verfahren des sog. Omnibus I zur Nachhaltigkeit mit Änderung der Corporate Sustainability Reporting 
Directive (CSRD) und der Corporate Sustainability Due Diligence Directive (CSDDD) ist nun abgeschlossen. 
 
Im Amtsblatt der EU ist am 26. Februar 2026 der amtliche Text veröffentlicht worden. 
 
Die Änderungen zur Nachhaltigkeitsberichterstattung in der Rechnungslegungsrichtlinie, der CSRD und der 
Abschlussprüferrichtlinie sind bis zum 19. März 2027 in nationales Recht umzusetzen. Die Vorgaben der Lie-
ferkettenrichtlinie (CSDDD) sind erst bis zum 26. Juli 2028 umzusetzen. 
 
Es ist davon auszugehen, dass das Verfahren zur Umsetzung der CSRD in nationales Recht im Bundestag in 
Kürze wieder aufgenommen wird und die Änderungen des sog. Omnibus I in das bereits begonnene Verfahren 
integriert werden. 
 
Die Änderung der europäischen Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (ESRS) wird derzeit noch in der 
EU-Kommission beraten. Eine weitere öffentliche Konsultation zu den geänderten ESRS wird für Mitte April 
bis Mitte Mai erwartet. Bis Ende Juni soll die delegierte Verordnung mit den geänderten ESRS dann von der 
EU-Kommission beschlossen werden. EU-Parlament und Europäischer Rat haben dann im Anschluss noch 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=OJ:L_202600470
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die Möglichkeit ein Veto einzulegen; erst nach Ablauf dieser Frist werden die geänderten ESRS im Amtsblatt 
als delegierte Verordnung veröffentlicht werden. 
 
Der Voluntary Sustainability Reporting Standard for SME (bisher VSME) ist aktuell ebenfalls Gegenstand der 
Beratungen in der EU-Kommission. Auch der ggf. etwas geänderte VSME wird voraussichtlich von Mitte April 
bis Mitte Mai nochmals konsultiert werden. Er wird ebenfalls als delegierte Verordnung von der EU-Kommis-
sion im Juni beschlossen werden. Auch in diesem Verfahren haben EU-Parlament und Europäischer Rat noch 
ein Vetorecht, bevor der Standard im Amtsblatt veröffentlicht werden kann. Da sich der Anwendungsbereich 
des VSME mit dem Omnibus I nun auf Unternehmen mit bis zu 1.000 Mitarbeitern bezieht, ist davon auszu-
gehen, dass der Standard einen neuen bzw. geänderten Namen erhält, ggf. „Voluntary Standard“ (VS). 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Einigung der Bundesregierung und der EU-Kommission auf Eckpunkte für eine Kraftwerkstrategie 
 
Die Bundesregierung hat sich mit der EU-Kommission auf Eckpunkte einer Kraftwerksstrategie geeinigt. 
Hierzu erklärt DIHK-Hauptgeschäftsführerin Helena Melnikov: 
 
„Versorgungssicherheit ist für die Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Dazu gehören in gewissem Umfang 
auch moderne Gaskraftwerke. Ein staatlich festgelegter und subventionierter Bau von Gaskraftwerken ist je-
doch der falsche Weg. Die Versorgungssicherheit lässt sich besser durch marktwirtschaftliche Instrumente 
sichern. 
 
Durch Subventionen für neue Gaskraftwerke legt sich Deutschland für viele Jahre auf eine bestimmte und 
teure Technologie fest. Das belastet auch die Stromverbraucher, die die Kosten letztlich über eine zusätzliche 
Umlage tragen müssen. Hier geht es nicht um ein paar Euro mehr auf der Stromrechnung, sondern in Summe 
um mehrere Milliarden Euro im Jahr. 
 
Statt auf staatliche Detailsteuerung sollte die Bundesregierung auf marktwirtschaftliche Anreize setzen. Effizi-
enter und günstiger als Subventionen für neue Gaskraftwerke wäre eine Pflicht für Stromversorger, Stromlie-
ferungen am Markt abzusichern. So lässt sich Versorgungssicherheit technologieoffen bei möglichst niedrigen 
Kosten gewährleisten.“ 
 
Quelle: DIHK 
 
 
EU-Kommission stellt Vereinfachungen bei Umweltregulierungen vor 
 
Mit einem neuen Gesetzespaket will die EU-Kommission Umweltvorschriften vereinfachen, Verwaltungsauf-
wand abbauen und Unternehmen jährlich rund eine Milliarde Euro an Kosten ersparen – ohne Abstriche bei 
Umwelt- und Gesundheitsschutz. 
 
Die EU-Kommission hat am 10. Dezember 2025 ein umfassendes Maßnahmenpaket zur Vereinfachung und 
Modernisierung zentraler Umweltvorschriften vorgestellt. Ziel ist es, Unternehmen in der EU deutlich von ad-
ministrativen Pflichten zu entlasten, Genehmigungsverfahren zu beschleunigen und Investitionen in nachhal-
tiges Wachstum zu erleichtern. Nach Berechnungen der EU-Kommission könnten Unternehmen durch die 
vorgeschlagenen Änderungen jährlich rund eine Milliarde Euro an Verwaltungskosten einsparen. 
 
Ein zentraler Aspekt ist die Beschleunigung von Genehmigungsprozessen. Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und entsprechende Verwaltungsverfahren sollen künftig klarer strukturiert und praxisnäher ausgestaltet wer-
den. Zentrale Anlaufstellen, Digitalisierung und schnellere Abläufe sollen hierbei unterstützen. Der Vorschlag 
umfasst außerdem ein Instrumentarium mit zusätzlichen Beschleunigungsmaßnahmen für strategische Sek-
toren und Projekte, die zur Dekarbonisierung oder Ressourceneffizienz beitragen. 
 
Auch im Bereich der Industrieemissionen sieht das Paket mehr Flexibilität bei der Implementierung von Um-
weltmanagementsystemen vor. So entfällt beispielsweise die Pflicht zur Vorlage von Transformationsplänen. 
Betreiber erhalten außerdem mehr Zeit für die Erstellung von Umweltmanagementsystemen. 
 
Darüber hinaus plant die EU-Kommission Erleichterungen bei der erweiterten Herstellerverantwortung. Die 
Verpflichtung zur Ernennung eines Bevollmächtigens in anderen Mitgliedsstaaten wird für europäische Her-
steller bis zur weiteren Vereinfachung der EPR-Systeme im Rahmen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes ausge-
setzt. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2997
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Die EU-Kommission sieht ein, dass die Kosten für die Datenbank für besorgniserregende Stoffe in Produkten 
(SCIP) unverhältnismäßig hoch sind. Ihre Funktionen soll zukünftig durch effektivere digitale Lösungen wie 
den Digitalen Produktpass ersetzt werden. Aus diesem Grund schlägt die EU-Kommission eine Änderung der 
Abfallrahmenrichtlinie vor, um die SCIP-Datenbank aufzuheben. 
 
Die legislativen Vorschläge werden nun dem EU-Parlament und dem Europäischen Rat vorgelegt. Nach ihrer 
Annahme sollen sie schrittweise in den Mitgliedstaaten umgesetzt werden. Eine rasche Annahme der Vor-
schläge der EU-Kommission ist für Unternehmen wichtig, um für mehr Planungssicherheit, geringeren Doku-
mentationsaufwand und schnellere Abläufe bei behördlichen Verfahren zu sorgen. 
 
Damit die Reformen tatsächlich wirken, fordert die DIHK weitere Nachbesserungen bei den Vorschlägen der 
EU-Kommission, damit Bürokratie spürbar sinkt und Unternehmen wieder mehr Raum für Innovation und 
Wachstum erhalten. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
RESourceEU: EU startet Offensive für sichere Rohstoffversorgung 
 
Die EU-Kommission hat am 03. Dezember 2025 den RESourceEU-Aktionsplan vorgestellt. Er soll die Abhän-
gigkeit der EU von Importen kritischer Rohstoffe wie Seltenen Erden, Lithium und Kobalt verringern und die 
Versorgung mit kritischen Rohstoffen sichern, die Lieferketten widerstandsfähiger machen und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie stärken. Der Plan ergänzt den Critical Raw Materials Act (CRMA) um Finanzie-
rungsinstrumente, regulatorische Erleichterungen und internationale Partnerschaften. 
 
Bis 2026 entsteht das European Critical Raw Materials Centre, das gemeinsame Beschaffung, Marktmonito-
ring und strategische Lagerhaltung koordiniert. Bereits im ersten Quartal 2026 startet eine Matchmaking-Platt-
form für Unternehmen. 
 
Zur Finanzierung wird ein Critical Raw Materials Financing HUB eingerichtet, der bis Ende 2026 rund 3 Milli-
arden Euro aus EU-Programmen mobilisieren soll. Nationale Fonds werden zusätzlich eingebunden. 
 
Die EU-Kommission will Genehmigungsverfahren beschleunigen und Umweltvorschriften harmonisieren. Au-
ßerdem setzt die EU auf neue Rohstoffpartnerschaften, unter anderem mit Brasilien, und fördert Investitionen 
über Horizon Europe und die Global Gateway-Initiative. 
 
Weitere Maßnahmen betreffen Recycling, Exportrestriktionen für bestimmte Abfälle und die Qualifizierung von 
Fachkräften. Ende 2026 soll zudem der Advanced Materials Act Innovationen bei Werkstoffen vorantreiben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Europäischer Rechnungshof veröffentlicht Bericht zu kritischen Rohstoffen 
 
Anfang Februar hat der Europäische Rechnungshof (EuRH) seinen Sonderbericht "Kritische Rohstoffe für die 
Energiewende: Keine solide Strategie vorhanden" veröffentlicht und bewertet, wie die EU ihre Versorgung mit 
kritischen Rohstoffen organisiert. 
 
Der Bericht unterstreicht, dass die EU weiterhin stark von Drittstaaten abhängig ist. China liefert zum Beispiel 
nahezu das gesamte Magnesium (97 Prozent), die Türkei 99 Prozent des Bors. Gleichzeitig beruhen die EU-
Listen für kritische und strategische Rohstoffe laut Europäischen Rechnungshof auf unvollständigen Daten 
und Prognosen. 
 
Die Verordnung für kritische Rohstoffe, der sogenannte Critical Raw Materials Act (CRMA), enthält zwar Richt-
werte für 2030 (10 Prozent heimische Gewinnung, 40 Prozent Verarbeitung und 25 Prozent Recycling) – diese 
Vorgaben sind jedoch nicht verbindlich und laut EuRH wissenschaftlich nur unzureichend begründet. Die EU-
Kommission habe zudem seit 2014 rund 1,8 Milliarden Euro in rohstoffbezogene Initiativen investiert, könne 
aber nicht belegen, wie sich diese Mittel auf die Versorgungssicherheit auswirken. 
 
Laut EuRH ist es unwahrscheinlich, dass die EU ihre Abhängigkeiten kurzfristig durch mehr eigene Produktion 
reduzieren kann. Hauptgründe seien unter anderem: 

https://www.dihk.de/resource/blob/164732/dd834b801312497b3e746561d69a2e45/eu-dihk-stellungnahme-umweltomnibus-februar-2026-data.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_2891
https://www.eca.europa.eu/de/publications/SR-2026-04
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• Langsame Genehmigungsverfahren, die häufig 10-15 Jahre dauern (teilweise sogar über 30 Jahre) 

• Fehlende Verarbeitungskapazitäten innerhalb der EU 

• Hohe Finanzrisiken, die Investitionen in Bergbau und Rohstoffverarbeitung erschweren 
 
Kritisch bewertet der Europäische Rechnungshof außerdem die geringen Recyclingquoten. Beispielsweise 
werden laut Bericht zehn wichtige Rohstoffe (unter anderem Lithium, Gallium und Siliciummetall) in der EU 
nahezu gar nicht recycelt. 
 
Die EU setzt zunehmend auf "strategische Projekte", die schnellere Genehmigungen und eine gezielte Unter-
stützung ermöglichen sollen. Laut EuRH befinden sich jedoch viele dieser Projekte noch in einem sehr frühen 
Entwicklungsstadium. Deshalb sei es unrealistisch, dass sie die 2030-Ziele unterstützen können. 
 
Abschließend spricht der EuRH fünf konkrete Empfehlungen aus: 

1. Die Grundlagen der Rohstoffpolitik der EU stärken: Die EU-Kommission solle ihre EU-Rohstoffstrate-
gie regelmäßig prüfen und bei Bedarf anpassen. 

2. Sicherstellen, dass die Bemühungen um eine Diversifizierung der Einfuhren zu einer sicheren Versor-
gung führen. 

3. Finanzierungsengpässe beseitigen, die den Ausbau der Produktion kritischer Rohstoffe in der EU be-
hindern. 

4. Nachhaltige Bewirtschaftung von Ressourcen besser nutzen zum Beispiel durch die Aufnahme ver-
bindlicher Recyclingziele für einzelne kritische Rohstoffe. 

5. Den Mehrwert strategischer EU-Projekte steigern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Stop-the-clock Regelung der CLP-Verordnung veröffentlicht 
 
Das EU-Parlament und der Europäische Rat haben die Verschiebung zahlreicher Vorschriften der 2024 über-
arbeiteten Verordnung über die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung chemischer Stoffe (CLP-Verord-
nung) auf den 01. Januar 2028 beschlossen. 
 
Dieses sogenannte „Stop-the-clock“-Gesetz ist der erste Teil des Chemikalien-Omnibusses, den die EU-Kom-
mission im Juli 2025 vorgelegt hat. Durch die „Stop-the-clock“-Verordnung wird der Geltungsbeginn der in der 
2024 überarbeiteten CLP-Verordnung eingeführten neuen Bestimmungen auf den 01. Januar 2028 verscho-
ben. Dies betrifft insbesondere die neuen Bestimmungen für die Fristen der Neukennzeichnung bei Änderun-
gen der Einstufungen, für das Format der Kennzeichnungsetiketten, für Informationsanforderungen bei Wer-
bung, Online-Handel und Fernabsatz sowie die Kennzeichnungsvorschriften für Tankstellen. 
 
In der 2024 überarbeiteten CLP-Verordnung waren ursprünglich als Zeitpunkt des Geltungsbeginns dieser 
Bestimmungen der 01. Juli 2026 für einige und der 01. Januar 2027 für andere festgelegt. 
 
Gleichzeitig gehen die Verhandlungen zwischen dem EU-Parlament und dem Europäischen Rat weiter, um 
Anpassungen am Inhalt der CLP-Verordnung vorzunehmen (zweiter Teil des Chemikalien-Omnibusses) und 
so Vereinfachungen für Unternehmen, insbesondere KMU, zu schaffen. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
ECHA: Ethanol als sichere Anwendung in Desinfektionsmitteln, CMR Bewertung aber offen 
 
Der Ausschuss für Biozidprodukte der ECHA hat die Genehmigung von Ethanol in mehreren Produktarten – 
darunter Hand- und Flächendesinfektionsmittel – empfohlen. 
 
Während die sichere Verwendung bestätigt wurde, bleibt die Frage möglicher CMR Eigenschaften vorerst 
ungeklärt. 
 
Der Ausschuss für Biozidprodukte (Biocidal Products Committee, BPC) der EU-Chemikalienagentur (ECHA) 
hat in seiner Februarsitzung einen wichtigen Zwischenschritt im Bewertungsverfahren für Ethanol erzielt. Das 

https://echa.europa.eu/de/-/echa-s-biocides-committee-supports-approval-of-ethanol-in-disinfectants
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Gremium empfiehlt die Genehmigung des Wirkstoffs für die Produktarten PT 1 (Menschliche Hygiene), PT 2 
(Desinfektionsmittel und Algizide ohne direkten Kontakt zu Mensch oder Tier) sowie PT 4 (Lebens- und Fut-
termittelbereich). Damit bestätigt der BPC, dass Ethanol in diesen Anwendungen sicher eingesetzt werden 
kann. 
 
Zugleich verzichtete der Ausschuss auf eine abschließende Bewertung möglicher karzinogener oder repro-
duktionstoxischer Eigenschaften (CMR). Grund hierfür ist laut ECHA eine unzureichende Datenlage: Während 
der orale Konsum von Alkohol gut untersucht ist, fehlen aussagekräftige Studien zur dermalen und inhalativen 
Exposition – also zu den für Biozidprodukte relevanten Aufnahmewegen. Zudem laufen derzeit neue Untersu-
chungen, deren Ergebnisse der Ausschuss als entscheidend für eine fundierte Einstufung ansieht. Um den 
regulatorischen Prozess nicht weiter zu verzögern, wurde vorerst keine neue Gefahreneinstufung vorgeschla-
gen. 
 
Mit dem nun verabschiedeten BPC-Beschluss geht das Verfahren in die nächste Phase: Die ECHA übermittelt 
die Stellungnahme an die EU-Kommission, die daraufhin einen Entwurf für eine Durchführungsverordnung 
ausarbeitet. Dieser wird anschließend den EU‑Mitgliedstaaten zur Abstimmung vorgelegt. Bei Zustimmung 
wird die Entscheidung rechtsverbindlich. 
 
Parallel rückt das Verfahren zur harmonisierten Einstufung und Kennzeichnung nach der CLP‑Verordnung in 
den Fokus. Dieses sieht eine unabhängige Risikobewertung von Ethanol durch den Ausschuss für Risikobe-
urteilung (RAC) vor. Ein entsprechendes Einstufungsdossier wird bis Ende 2026 erwartet. Die harmonisierte 
Einstufung von Ethanol wird maßgeblich bestimmen, welche rechtlichen Konsequenzen sich für die verschie-
denen Anwendungsbereiche ergeben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
ECHA: SVHC-Kandidatenliste um zwei Stoffe erweitert 
 
Die Kandidatenliste der besonders besorgniserregenden Stoffe (SVHC) wurde am 04. Februar 2026 um zwei 
Einträge auf nun 253 Stoffe und Stoffgruppen erweitert. Die Aufnahme dieser Stoffe kann zu Informations-
pflichten für Unternehmen gegenüber der EU-Chemikalienagentur (ECHA) und innerhalb der Lieferkette füh-
ren. 
 
Folgende Stoffe wurden neu aufgenommen: 

1. n-Hexan (EG-Nr. 203-777-6, CAS-Nr. 110-54-3) und 

2. 4,4'-[2,2,2-Trifluoro-1-(trifluoromethyl)ethylidene]diphenol (Bisphenol AF) und seine Salze (EG-Nr. 
-, CAS-Nr. -). 

 
Weitere Informationen finden sie unter der offiziellen Meldung der BAuA. 
 
Die vollständige Kandidatenliste können Sie hier einsehen. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
RoHS: Ende wichtiger Ausnahmen ab 11. Dezember 2026 
 
Blei als Legierungselement in Stahl, Aluminium und Kupfer (Messing) ist mittelfristig in Neuwaren nicht mehr 
zulässig. Denn die EU-Kommission hat mit Datum vom 08. September 2025 entschieden, wichtige bestehende 
Ausnahmen für diese und weitere Blei-Verwendungen nicht mehr zu verlängern. 
 
Die EU-Kommission hatte - nach dreieinhalb Jahren Verspätung - im Februar 2025 drei Vorschläge zu den 
bestehenden RoHS-Ausnahmen für die Verwendung von Blei vorgelegt. Nun steht fest, die EU-Kommission 
hat die delegierten Rechtsakte am 08. September 2025, mit nur geringfügigen Änderungen, angenommen. 
Sie wurden am 21. November 2025 im EU-Amtsblatt veröffentlicht und traten am 11. Dezember 2025 in Kraft. 
 
Ab dann laufen letzte Übergangsfristen von 12 Monaten (bis 11. Dezember 2026) bzw. 18 Monaten (bis 11. 
Juni 2027) bzw. bis 30. Juni 2027 (feste Frist, im Text genannt). 
 
Der Grundsatz, dass bis 18 Monate vor Ablauf einer Ausnahme begründete Verlängerungsanträge gestellt 
werden können, soll offenbar beibehalten werden. Hierbei bestehen allerdings nur sehr geringe 

https://www.reach-clp-biozid-helpdesk.de/SharedDocs/Meldungen/DE/REACH/2026-02-04_Kandidatenliste-aktualisiert
https://echa.europa.eu/de/candidate-list-table
https://www.baua.de/DE/Home
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Erfolgschancen, da die bisherigen (begründeten) Verlängerungsanträge mit den jetzigen Entscheidungen für 
die besagten Ziffern in Anhang III der RoHS de facto abgelehnt worden sind. 
Die drei delegierten Rechtsakte sind unter den nachfolgenden Links einsehbar: 

• Ausnahme für Blei als Legierungselement in Stahl, Aluminium und Kupfer (Anhang III, Nr. 6a, 6b, 6c) 

• Ausnahme für Blei in Bauteilen aus Glas oder Keramik (Anhang III, Nr. 7c) 

• Ausnahme für Blei hochschmelzenden Loten (Anhang III, Nr. 7a) 
 
Blei als Legierungselement 

Die neuen Fristen lauten: 

1. Bei den drei Ausnahmefällen “6a” für Blei in Stahl: Nur noch bis 11. Dezember 2026 bzw. 30. Juni 
2027 (vgl. die oben genannten Links) 

2. Bei den vier Ausnahmefällen “6b” für Blei in Aluminium: Nur noch bis 11. Dezember 2026 (wenn 
es aus recyceltem bleihaltigem Aluminiumschrott stammt), ansonsten 11. Juni 2027 bzw. 30. Juni 
2027 (vgl. die oben genannten Links) 

3. Bei der Ausnahme “6c” für Blei in Kupfer: 30. Juni 2027 (vgl. die oben genannten Links) 
 
Bei den genannten Ausnahmen 6a und 6c wird nicht nach Elektrogeräte-Kategorien unterschieden, d. h. alle 
Elektro- und Elektronikgeräte im Sinne der RoHS sind betroffen. 
 
Bei den vier Fällen in der Ausnahme 6b wird dagegen ein Stück weit auch nach den elf Gerätekategorien der 
RoHS unterschieden. Sonderregelungen gelten teilweise für die Kategorien 8 (medizinische Geräte), 9 (Über-
wachungs- und Kontrollinstrumente, unterschieden nach industriellem und sonstigem Einsatz) und 11 (sons-
tige Geräte, die keiner der Kategorien 1 bis 10 zuordenbar sind). 
 
(Zum Vergleich: In der WEEE-Richtlinie und dem deutschen ElektroG wurden die früheren zehn Kategorien 
vor Jahren durch sechs neue Kategorien ersetzt. In der RoHS-Richtlinie (und der deutschen Elektro- und 
Elektronikgerätestoffverordnung) wurden dagegen die zehn Kategorien beibehalten und durch eine elfte Ka-
tegorie vervollständigt). 
 
Weitere Bleiverwendungen 

1. Blei in hochschmelzenden Loten (verschiedene Fallgestaltungen unter Nr. 7a.): Fristen bis 30. 
Juni 2027 bzw. 31. Dezember 2027 

2. Blei in Glas und Keramik (verschiedene Fallgestaltungen unter Nr. 7c.): Fristen bis 30. Juni 2027 
bzw. 31. Dezember 2027 

 
Über weitere laufende Verlängerungsanträge des RoHS-Anhangs III ist offenbar noch nicht entschieden wor-
den, so dass jene Ausnahmen vorerst weiter angewandt werden können. 
 
Unabhängig davon enthält die RoHS auch weiterhin einen zusätzlichen Anhang IV mit speziellen Ausnah-
meregelungen für die Gerätekategorien 8 und 9. 
 
Quelle: IHK Südlicher Oberrhein 
 
 
Bioökonomie als fossilfreie Alternative 
 
Die EU-Kommission hat eine neue Strategische Rahmenstrategie für eine wettbewerbsfähige und nachhaltige 
EU-Bioökonomie vorgestellt. Ziel ist es, Europas Wirtschaft widerstandsfähiger, grüner und wettbewerbs-fähi-
ger zu machen – und dabei den Übergang zu einer kreislauforientierten und dekarbonisierten Wirtschaft vo-
ranzutreiben. 
 
Die Bioökonomie nutzt erneuerbare biologische Ressourcen aus Land und Meer, um fossile Rohstoffe zu 
ersetzen und neue Produkte und Dienstleistungen zu schaffen. Sie umfasst Sektoren wie Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei, Aquakultur, Biomasseverarbeitung, Biotechnologie und Biomanufacturing. Bereits heute 
trägt die Bioökonomie mit einem Wert von 2,7 Billionen Euro und 17,1 Millionen Arbeitsplätzen (8 Prozent aller 
EU-Jobs) erheblich zur europäischen Wirtschaft bei. Jeder Arbeitsplatz in der Bioökonomie schafft drei indi-
rekte Jobs. 
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32025L2364
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32025L2363
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32025L1802
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Produkte reichen von Algen-basierten Chemikalien für Pharma und Kosmetik über biobasierte Kunststoffe für 
Verpackungen und Automobilteile bis hin zu nachhaltigen Baustoffen, Textilfasern und Düngemitteln. 
 
Die EU-Kommission will das enorme Potenzial der Bioökonomie ausschöpfen, indem sie: 

• Innovation und Investitionen skaliert: Forschung soll aus den Laboren in die Praxis gebracht wer-
den. Dazu wird ein vereinfachtes regulatorisches Umfeld geschaffen und ein Bioeconomy Investment 
Deployment Group ins Leben gerufen, um private Investitionen zu fördern. 

• Leitmärkte für biobasierte Materialien entwickelt: Branchen wie Kunststoffe, Textilien, Chemikalien 
und Bauprodukte sollen durch gezielte Nachfrage und gesetzliche Vorgaben gestärkt werden. Die 
Überarbeitung der EU-Vergaberichtlinie soll die öffentliche Beschaffung von biobasierten Lösungen 
erleichtern. Eine geplante Bio-based Europe Alliance soll Unternehmen zusammenbringen, welche 
sich dazu verpflichten, bis 2030 gemeinsame Beschaffungen von biobasierten Materialien, Produkten 
und Anwendungen im Wert von 10 Milliarden Euro zu organisieren. 

• Nachhaltige Biomassenutzung sichert: Europa ist weitgehend selbstversorgend, doch die Strategie 
setzt auf verantwortungsvolle und kreislauforientierte Ressourcennutzung sowie Belohnung für Land-
wirte und Forstbetriebe, die Böden schützen und Kohlenstoffspeicher fördern. 

• Globale Chancen nutzt: Mit starker Forschung und innovativen Unternehmen will die EU weltweit 
führend in biobasierten Technologien und Materialien werden – und gleichzeitig ihre geopolitische 
Resilienz stärken. 

 
Angesichts geopolitischer Unsicherheiten und der Notwendigkeit, fossile Abhängigkeiten zu reduzieren, sieht 
die EU-Kommission die Bioökonomie als Schlüssel für eine zirkuläre und regenerative Zukunft. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Horizon Europe: Bundesregierung legt Position vor 
 
Die EU-Kommission plant, das Budget für das nächste EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation, 
Horizon Europe 2028–2034, auf rund 175 Milliarden Euro nahezu zu verdoppeln – ein klares Signal für die 
zentrale Rolle von Forschung und Innovation bei der Sicherung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit. 
 
Die Bundesregierung hat ihre Positionierung zu Horizon Europe 2028–2034 (FP10) vorgelegt. Sie bildet die 
Grundlage für das deutsche Vorgehen in den anstehenden Verhandlungen im Europäischen Rat. 
 
Aus Sicht der Bundesregierung soll das künftige Programm Europa als leistungsfähigen Forschungs- und 
Innovationsstandort stärken und Innovationen schneller in die Anwendung bringen. Wissenschaftliche Exzel-
lenz müsse weiterhin das zentrale Förderkriterium bleiben, gleichzeitig soll der Transfer von Forschungser-
gebnissen in marktfähige Produkte und Lösungen deutlich verbessert werden. 
 
Ein Schwerpunkt liegt auf der engen Verzahnung von Forschung und Wirtschaft. Die europäische Verbund-
forschung soll Kern des zukünftigen Horizon-Programms bleiben und stärker mit Instrumenten zur Stärkung 
der Wettbewerbsfähigkeit verknüpft werden. Für Unternehmen wichtig: Auch die Bundesregierung unterstützt 
einfachere und klarere Förderregeln, um Beteiligungshürden zu senken und Europa attraktiver für Talente und 
innovative Unternehmen, insbesondere Start-ups und Scale-ups, zu machen. 
 
Start-ups und forschungsgetriebene Wachstumsunternehmen sollen laut Positionspapier künftig gezielter un-
terstützt werden, während bewährte Instrumente wie der Europäische Innovationsrat (EIC) und der Europäi-
sche Forschungsrat (ERC) unabhängig bleiben sollen. Zudem spricht sich die Bundesregierung für eine Öff-
nung des Programms für Dual-Use-Projekte aus, um Synergien zwischen ziviler und sicherheitsrelevanter 
Forschung zu nutzen. 
 
Für die deutsche Wirtschaft kommt es entscheidend darauf an, dass der Horizon Europe-Nachfolger Innova-
tionen beschleunigt, Investitionen anstößt und den Weg von der Forschung in die industrielle Anwendung 
weiter verkürzt. 
 
Quelle: DIHK 
 
 

https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/2026/01/160126-fp10.html
https://commission.europa.eu/publications/horizon-europe_en
https://eic.ec.europa.eu/index_en
https://erc.europa.eu/homepage
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Neue EU-Vorgaben zur Vernichtung unverkaufter Waren 
 
Die EU konkretisiert ihre Anforderungen zur Entsorgung unverkaufter Konsumgüter. Unternehmen müssen 
über die Vernichtung unverbrauchter Verbraucherprodukte berichten. Bestimmte Produktgruppen, insbeson-
dere Textilien und Schuhe, dürfen zukünftig nicht mehr vernichtet werden. 
 
Die EU führt im Rahmen der Ökodesign-Verordnung (ESPR) neue Vorgaben ein, die den Umgang mit unver-
kauften Konsumgütern betreffen. Zur Unterstützung der Umsetzung wurden auf EU-Ebene Delegierte und 
Durchführungsrechtsakte verabschiedet, die zentrale Anforderungen präzisieren. 
 
Unternehmen werden verpflichtet, offenzulegen, welche unverkauften Verbraucherprodukte sie als Abfall ent-
sorgen. Die Offenlegungspflichten gelten bereits für große Unternehmen und werden ab 2030 auf mittelgroße 
Unternehmen ausgeweitet. Ein Durchführungsrechtsakt und der dazugehörige Anhang legen ein standardi-
siertes Format für die Offenlegung der Mengen vernichteter unverkaufter Konsumgüter fest. Unter anderem 
müssen Unternehmen die Produktkategorie, die Menge, das Gewicht sowie den Grund der Vernichtung offen-
legen. Dieses Format ist ab Februar 2027 anzuwenden. 
 
Zudem wird die Zerstörung unverkaufter Bekleidung, Modeaccessoires und Schuhe künftig untersagt. Das 
Vernichtungsverbot für unverkaufte Textilien und Schuhe gilt für große Unternehmen ab dem 19. Juli 2026. 
Mittelständische Unternehmen folgen im Jahr 2030. Ein Delegierter Rechtsakt definiert, unter welchen Bedin-
gungen Ausnahmen vom Vernichtungsverbot von Bekleidung, Modeaccessoires und Schuhen zulässig sind. 
Dazu zählen beispielsweise Fälle, in denen Sicherheitsaspekte oder Beschädigungen eine Weiterverwendung 
ausschließen. Die Überwachung der Einhaltung erfolgt durch nationale Behörden. 
 
 
PPWR: Delegierten Rechtsakt für Palettenumhüllung und Umreifungsbänder 
 
Die EU-Kommission hat am 25. Februar 2026einen delegierten Rechtsakt angenommen, mit dem Umhüllun-
gen und Gurte, die zur Sicherung von Waren auf Paletten während des Transports verwendet werden, von 
der neuen Wiederverwendungsverpflichtung der EU in Höhe von 100 Prozent ausgenommen werden. 
 
In der Verordnung über Verpackungen und Verpackungsabfälle (PPWR) war zuvor ein Zielwert von 100 Pro-
zent für die Wiederverwendung der beiden Gegenstände festgelegt worden, wenn sie innerhalb von Unter-
nehmen und zwischen Unternehmen im selben Mitgliedstaat verwendet werden, aber beide Gegenstände sind 
nun von dieser Regel ausgenommen. 
 
Die PPWR sieht vor, dass die Wirtschaftsakteure in der EU ab dem 01. Januar 2030 sicherstellen müssen, 
dass mindestens 40 Prozent der Transport- und Verkaufsverpackungen wiederverwendbar sind. Diese Anfor-
derung gilt für Formate wie Paletten, faltbare Kunststoffboxen, Kisten, Tabletts, Kunststoffkisten, Massengut-
behälter, Eimer, Fässer und Kanister, einschließlich Palettenverpackungen und Gurte. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Frankreich führt EPR für industrielle und gewerbliche Verpackungen ab 2026 ein 
 
Mit einer Verordnung vom 17. November 2025 hat Frankreich die Einführung einer Erweiterten Herstellerver-
antwortung (EPR) für industrielle und gewerbliche Verpackungen beschlossen. Die neue Regelung ist zum 
01. Januar 2026 in Kraft getreten. Der Beitritt zu einem zugelassenen Rücknahmesystem wird voraussichtlich 
bis 01. Juli 2026 erforderlich. 
 
Damit weitet Frankreich die Herstellerverantwortung deutlich aus. Künftig sollen nicht nur Haushalts- und Ser-
viceverpackungen, sondern auch Gewerbe-, Sammel-, Transport- und Industrieverpackungen erfasst werden. 
Betroffen sind damit grundsätzlich Unternehmen, die verpackte Waren nach Frankreich liefern. 
 
Die neue EPR soll gelten für: 

• Verkaufsverpackungen für gewerbliche und professionelle Nutzer, soweit bestimmte Größen- und Vo-
lumenkriterien erfüllt sind, 

• Sammel-, Um- und Transportverpackungen, die beim gewerblichen oder industriellen Nutzer anfallen. 
 
Ausgenommen sind nach aktuellem Stand unter anderem landwirtschaftliche Verpackungen sowie bestimmte 
Verpackungen, die bereits einem anderen EPR-Bereich in Frankreich zugeordnet sind. 

https://environment.ec.europa.eu/news/new-eu-rules-stop-destruction-unsold-clothes-and-shoes-2026-02-09_en?prefLang=de&etrans=de
https://environment.ec.europa.eu/document/download/dbbcab5d-1158-44a5-a443-9125333fe05d_en?filename=C_2026_660_1_EN_ACT_part1_FINAL.pdf
https://environment.ec.europa.eu/document/download/efdc34bd-27ef-41c8-91c6-6e4528cfb45d_en?filename=C_2026_660_1_EN_annexe_acte_autonome_part1_FINAL.pdf
https://environment.ec.europa.eu/document/download/d211580f-c888-4f4e-848d-c10da6f03ce6_en?filename=C_2026_659_1_EN_ACT_part1_FINAL.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202500040
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Nicht in Frankreich ansässige Unternehmen können insbesondere dann unter die neue EPR fallen, wenn sie: 

• direkt an gewerbliche oder industrielle Endnutzer in Frankreich liefern, 

• an weiterverarbeitende Betriebe in Frankreich verkaufen, 

• über einen französischen Händler liefern, bei dem Verpackungen anfallen. 
 
In diesen Fällen kann die Verantwortung je nach Vertriebsmodell die Verkaufs-, Sammel- und Transportver-
packungen umfassen. Für Verkäufe über eine französische Einkaufszentrale ist nach derzeitigem Stand eine 
Ausnahmeregelung vorgesehen, wonach die Einkaufszentrale verantwortlich sein kann. Zudem ist davon aus-
zugehen, dass nicht in Frankreich ansässige Unternehmen einen Bevollmächtigten vor Ort benennen müssen. 
 
Hinweis für betroffene Unternehmen 

Unternehmen mit Lieferungen nach Frankreich sollten frühzeitig prüfen, ob ihre Verpackungen unter die neue 
Regelung fallen und welche organisatorischen Schritte erforderlich sind. Dazu zählen insbesondere die mög-
liche Registrierung, der Beitritt zu einem Rücknahmesystem sowie gegebenenfalls die Benennung eines 
Bevollmächtigten. 
 
Die AHK Frankreich unterstützt Unternehmen bei der Umsetzung ihrer EPR-Pflichten in Frankreich, unter an-
derem bei Registrierung, Mengenmeldung und Bevollmächtigung. Kontakt:  ecofrance@francoalle-
mand.com,  +33 1 76 31 05 01 
 
Quelle: AHK Frankreich 
 
 
 
 

KURZ NOTIERT 
 
 
Energieverbrauch in Deutschland - Daten für 2025 
 
Der Primärenergieverbrauch in Deutschland wird 2025 mit großer Wahrscheinlichkeit stagnieren oder sogar 
leicht fallen. Die Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AG Energiebilanzen) geht in ihrer jetzt vorgelegten 
Jahresschätzung für 2025 von einem Rückgang des Verbrauchs um etwa 0,1 Prozent auf 10.553 Petajoule 
(PJ) oder 360,1 Millionen Tonnen Steinkohleneinheiten (Mio. t SKE) gegenüber dem Vorjahr aus. Das ent-
spricht einem Wert von 2.931 Terawattstunden (TWh) und liegt um 26,6 Prozent unter dem Ausgangswert des 
Jahres 2008 für die bis 2030 zu erreichenden Energieeffizienzziele. Die jeweils zum Jahresende vorgelegte 
Schätzung der AG Energiebilanzen zeichnet sich in der Regel durch eine hohe Genauigkeit aus. 
 
Der Verbrauch von Mineralöl verminderte sich 2025 insgesamt um 2,2 Prozent auf 3.767 PJ (128,5 Mio. t 
SKE). Für den Rückgang waren die um mehr als 3 Prozent gesunkenen Lieferungen von Rohbenzin an die 
chemische Industrie sowie die Rückgänge bei Flüssiggas und sonstigen Produkten verantwortlich. Der Ver-
brauch von Ottokraftstoff stieg dagegen um knapp 1 Prozent und beim Dieselkraftstoff gab es ein Plus von gut 
1 Prozent. Der Absatz von Flugkraftstoff erhöhte sich um mehr als 4 Prozent und der Absatz von leichtem 
Heizöl lag mit 3 Prozent im Plus. 
 
Der Erdgasverbrauch verzeichnete 2025 ein Plus von 3,6 Prozent und stieg auf 2.841 PJ (96,6 Mio. t SKE). 
Das Verbrauchsniveau liegt damit weiterhin deutlich unter dem zehnjährigen Mittel. Ungünstige Witterungsbe-
dingungen für die Windstromerzeugung von Januar bis April führten zu einem Mehreinsatz von Gaskraftwer-
ken und ließen die Stromerzeugung aus Erdgas um gut 4 Prozent ansteigen. Die Erzeugung von Fernwärme 
aus Erdgas nahm um fast 8 Prozent zu. 
 
2025 wurden 18,3 Mrd. kWh (66 PJ) mehr Strom aus dem Ausland bezogen als umgekehrt aus Deutschland 
ins Ausland flossen. Die Exporte stiegen um gut 6 Prozent, die Importe gingen gegenüber dem Vorjahr um 3 
Prozent zurück. Damit blieb Deutschland 2025 Nettoimporteur beim Strom, allerdings auf einem niedrigeren 
Niveau als 2024. 
 
Der Beitrag der erneuerbaren Energien erhöhte sich 2025 insgesamt um 3,6 Prozent auf 2.170 PJ (74,0 Mio. 
t SKE). Die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nahm insgesamt um 0,9 Prozent zu. Der Anstieg ist 
ausschließlich auf die Steigerung der Solarstromproduktion um mehr als 18 Prozent zurückzuführen. Die 

https://www.francoallemand.com/de
mailto:ecofrance@francoallemand.com
mailto:ecofrance@francoallemand.com
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Stromerzeugung aus Wind verminderte sich dagegen um mehr als 4 Prozent und die der Wasserkraftwerke 
um mehr als 24 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
 
Weitere Informationen finden Sie hier. 
 
Quelle: AG Energiebilanzen 
 
 
Sustainability Transformation Monitor (STM) 2026 veröffentlicht 
 
Ende Februar 2026 präsentierten Bertelsmann Stiftung, Universität Hamburg, Stiftung Mercator und die Peer 
School for Sustainable Development den vierten STM. Die Klimaschutz-Unternehmen unterstützen die Befra-
gung von Real- und Finanzwirtschaft zu nachhaltiger Transformation als Partner. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
DIHK Impulspapier zum Circular Economy Act 
 
Die Förderung der Kreislaufwirtschaft – gerade auch auf EU-Ebene – hat für die deutsche Wirtschaft einen 
hohen Stellenwert. Neben ökologischen Vorteilen, wie einem Beitrag zum Klimaschutz, liegen hierin auch 
ökonomische Potenziale. Dazu zählen geringere Abhängigkeiten beim Import verschiedener Rohstoffe, was 
die Resilienz von Unternehmen verbessert, die Entwicklung innovativer Geschäftsmodelle sowie die Möglich-
keit der Gewinnung neuer Kunden durch nachhaltigere Produkte. 
 
Viele Unternehmen sind heute schon stark in der Kreislaufwirtschaft engagiert. Laut einer Umfrage der DIHK 
zu Kreislaufwirtschaft aus dem Jahr 2024, haben sich mehr als die Hälfte der Unternehmen schon mit der 
konkreten Umsetzung von Maßnahmen, die den Übergang zu einem zirkulären Geschäftsmodell unterstützen, 
beschäftigt. Weitere 20 Prozent planen, dies in naher Zukunft noch zu tun. Jedes zweite Unternehmen be-
trachtet die Transformation des eigenen Betriebes als Chance. Allerdings kann mehr als jedes dritte Unter-
nehmen (37 Prozent) die Konsequenzen für das eigene Geschäftsmodell nicht abschätzen. Dies zeigt die 
Bereitschaft von Unternehmen, auf kreislauforientierte Maßnahmen zu setzen, aber auch die Notwendigkeit 
für Rechtssicherheit sowie bürokratiearme und innovationsfreundliche Rahmenbedingungen. 
 
Die DIHK hat deshalb zehn Leitsätze für eine wettbewerbsfähige Kreislaufwirtschaft in Europa entwickelt. 

1. Nachfrage nach Sekundärrohstoffen stärken 

2. Angebot an wettbewerbsfähigen Rezyklaten und Sekundärrohstoffen sicherstellen 

3. Bürokratiearme Umsetzung von gesetzlichen Regelungen zur Kreislaufwirtschaft sicherstellen 

4. Binnenmarkthindernisse innerhalb der EU abbauen 

5. Effektiven Vollzug sicherstellen 

6. Digitalisierung als Hebel zur erfolgreichen Implementierung von Kreislaufwirtschaftsgesetzen nut-
zen 

7. Innovation und Forschung fördern 

8. Regulatorischen Rahmen im Chemikalienrecht praxistauglich gestalten 

9. Sekundärrohstoffe aus Elektroschrott- und Bauabfällen besser verwerten 

10. Mit Unternehmen aktiv zusammenarbeiten 
 
Das gesamte DIHK-Impulspapier zum EU-Kreislaufwirtschaftsgesetz (Circular Economy Act) finden Sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Kreislaufwirtschaft braucht Zusammenarbeit 
 
Nach 18 Monaten präsentierte das von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt geförderte Kooperationsprojekt 
„Wege zum zirkulären Geschäftsmodell“ vom Verband Klimaschutz-Unternehmen und dem Fachgebiet um-
weltgerechte produkte und prozesse (upp) der Universität Kassel Ende Februar seine Ergebnisse. 
 

https://ag-energiebilanzen.de/wp-content/uploads/quartalsbericht_q4_2025.pdf
https://ag-energiebilanzen.de/
https://www.bertelsmann-stiftung.de/de/publikationen/publikation/did/sustainability-transformation-monitor-2026
https://www.dihk.de/resource/blob/117788/4847632a7db7d7cdf922f1dc55e6ac8a/dihk-circular-economy-report-2024-v3-data.pdf
https://www.dihk.de/resource/blob/117788/4847632a7db7d7cdf922f1dc55e6ac8a/dihk-circular-economy-report-2024-v3-data.pdf
https://www.ihk.de/blueprint/servlet/resource/blob/6955388/b2369ae0f97c52c386a607074a1b5a29/dihk-impulspapier-zum-circular-economy-act-deutsch-data.pdf
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Mit 13 Unternehmen unterschiedlicher Größe aus verschiedenen Branchen wie Abfall, Kunststoff, Logistik, 
Medizin, Metall oder Textil analysierten die Projektpartner Herausforderungen bei der Transformation von li-
nearen zu zirkulären Geschäftsmodellen und wo sich Kreislaufwirtschaft und Klimaschutz in der Praxis eher 
behindern, statt sich zu ergänzen. 
 
Empfehlungen zum Einstieg in zirkuläres Wirtschaften 

Wie weit die teilnehmenden Unternehmen Kreislaufwirtschaft bereits umgesetzt haben und welche Potenziale 
sie sehen, erfassten die Projektpartner in einer Umfrage und erarbeiteten mit ihnen Handlungsempfehlungen 
für andere Betriebe, die ihre Geschäftsmodelle transformieren wollen. Dabei eingeflossen sind Maßnahmen 
und Lösungsansätze der Projektunternehmen sowie von ihnen benannte Herausforderungen bei der Umstel-
lung. Zentral für zirkuläres Wirtschaften ist aus ihrer Sicht, dass Betriebe innerhalb ihrer eigenen und mit an-
deren Branchen zusammenarbeiten und sich austauschen, um von Erfahrungen zu lernen, gemeinsam neue 
Geschäftsmodelle und Konzepte zu entwickeln. Ihre Erfahrungen zeigen: Es lohnt sich im eigenen Unterneh-
men Know-how und Personal aufzubauen und in die Transformation alle betroffenen Bereiche einzubinden 
von Geschäftsführung über Entwicklung, Design, Einkauf und Vertrieb bis zur Kommunikation. Unternehmen, 
die schon zirkuläre Produkte entwickelt und getestet haben, sollten ihren Kundenstamm informieren und von 
Vorteilen überzeugen. Damit Kreislaufwirtschaft an Fahrt aufnimmt und skalierbar wird, braucht es Serienpro-
dukte. 
 
Genauer untersuchten die Projektpartner die Branchen Kunststoffe, Metalle und Textil mit dem Kunststoffver-
arbeiter Pöppelmann, dem Oberflächenverzinker ZINQ und dem Textilreinigungsbetrieb Schäfer Mietwäsche. 
Für diese drei Unternehmen und ihre Zulieferbetriebe wurden beispielsweise Leitfäden und Vorlagen mit In-
formationen zu Digitalen Produktpässen erstellt, in denen notwendige Daten aufgelistet sind und erfasst wer-
den können. Zudem entwickelten die Partner ein Modell für dynamische Materialflussanalysen, das zeigt, 
wann und in welcher Qualität Rohstoffe nach der Nutzungsdauer für Unternehmen wieder verfügbar sind. 
Zusammen mit den drei Unternehmen entwickelten die Projektpartner außerdem ein digitales Tool, das Be-
triebe beim Einstieg in die Transformation unterstützt. Dafür geben Betriebe Daten zu ihrem Unternehmen und 
bereits genutzten Kreislaufwirtschaftsstrategien wie Reparatur, Wiederverwendung oder Recycling an. Sie be-
kommen Vorschläge zu geeigneten Maßnahmen, die ihre zirkulären Prozesse voranbringen und auf Klima-
schutz einzahlen. Die erste Version dieser Entscheidungshilfe richtet sich vor allem an Unternehmen aus den 
Branchen Kunststoff, Oberflächentechnik sowie Textil. Bis auf weiteres können Betriebe das Tool kostenlos 
nutzen. 
 
Quelle: DIHk 
 
 
Unternehmensnetzwerk Klimaschutz: Neuer Schwerpunkt für mehr Resilienz und Klimaschutz 
 
Das UNK stellt ressourcenschonende Prozesse und Geschäftsmodelle in den Mittelpunkt, um Klimaschutz 
und unternehmerische Resilienz zu stärken. Eine zentrale Rolle spielen der Austausch zwischen Unterneh-
men, Peer‑Learning‑Formate sowie inspirierende Beispiele aus der Praxis und die CO₂‑Bilanzierung. 
 
Der effiziente Umgang mit Ressourcen wird für Unternehmen zunehmend zu einem entscheidenden Wettbe-
werbsfaktor. Prognosen internationaler Organisationen wie der OECD zeigen, dass der weltweite Materialver-
brauch bis 2060 deutlich ansteigen könnte und auch das Abfallaufkommen weiter wächst. Geschlossene Stoff-
kreisläufe und kreislauforientierte Geschäftsmodelle gewinnen dadurch erheblich an Bedeutung, um Klima- 
und Ressourcenschutzziele erreichen zu können. Vor diesem Hintergrund unterstützt das Unternehmensnetz-
werk Klimaschutz – eine IHK-Plattform (UNK) Unternehmen gezielt bei der Umsetzung von Ressourceneffizi-
enz und Kreislaufwirtschaft. 
 
Politischer Rahmen und Einordnung 

Nationale und europäische Strategien stellen Unternehmen vor Herausforderungen. Dazu gehören das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz (KrWG), das Deutsche Ressourceneffizienzprogramm (ProgRess), der EU-Kreislaufwirt-
schaftsaktionsplan sowie der European Green Deal. Durch die Verknüpfung dieser politischen Rahmenbedin-
gungen mit konkreten betrieblichen Ansätzen erhalten Unternehmen Orientierung in einem sich dynamisch 
verändernden regulatorischen Umfeld. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die kommende EU-Verpackungs-
verordnung (PPWR), welche zahlreiche Anforderungen an Produktgestaltung, Materialien und Recyclingpro-
zesse mit sich bringen wird. 
 
Studien, unter anderem des Fraunhofer-Instituts für System- und Innovationsforschung und des WWF, bele-
gen, dass eine konsequente Kreislaufwirtschaft die Emissionen der deutschen Wirtschaft bis 2045 um bis zu 
26 Prozent reduzieren könnte. Das UNK unterstützt Unternehmen dabei, diese Potenziale zu erkennen, 

https://www.be2morrow.de/recycle_calculations
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praktische Schritte einzuleiten und regulatorische Anforderungen als Chance für Innovation und Wettbewerbs-
fähigkeit zu nutzen. 
 
Gemeinsam lernen – praxisnah und vernetzt 

Im Mittelpunkt des Projektes steht ein praxisorientierter Ansatz, der den unmittelbaren Austausch zwischen 
Unternehmen fördert. Das Netzwerk setzt dabei auf Peer-Learning-Formate, in denen Teilnehmende vonei-
nander lernen und Einblicke in erfolgreiche Lösungen unterschiedlicher Branchen erhalten. Unternehmens-
nahe Beispiele, thematische Workshops, Webinare und bundesweite Treffen schaffen eine Umgebung, in der 
konkrete Fragestellungen diskutiert und Lösungsansätze unmittelbar weiterentwickelt werden können. Die 
Themen reichen dabei von digitalen Produktinformationen und Ressourceneffizienzstrategien bis hin zu inno-
vativen technischen Verfahren. 
 
Digitale Werkzeuge und neue Angebote 

Der bereits etablierte KlimaGuide, eine digitale Wissensplattform für betrieblichen Klimaschutz, wird um Inhalte 
zu Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz erweitert. Unternehmen erhalten dort praxisnahe Handlungs-
hilfen, Leitfäden und Beispiele zur Umsetzung. Auch das THG-Bilanzierungstool ecocockpit bleibt ein zentra-
les Instrument, insbesondere für die Erfassung betrieblicher und produktbezogener Emissionen. Ergänzend 
wird das bestehende Qualifizierungsprogramm erweitert: Eine neue Peerlearning-Gruppe widmet sich künftig 
speziell dem Thema Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft. Das bewährte Energiescouts-Programm in-
klusive der jährlichen Bestenehrung bleibt ein öffentlichkeitswirksamer Bestandteil des Angebots. 
 
Warum sich Mitmachen lohnt 

Unternehmen, die Kreislaufwirtschaft aktiv umsetzen, leisten nicht nur einen wichtigen Beitrag zum Klima-
schutz. Sie reduzieren zugleich ihre Abhängigkeit von Rohstoffimporten und stärken die Resilienz ihrer Liefer-
ketten – ein entscheidender Vorteil angesichts unsicherer globaler Märkte. Mitgliedsunternehmen profitieren 
darüber hinaus von einem lebendigen bundesweiten Netzwerk, welches schnellen Zugang zu Erfahrungen, 
Wissen und Kooperationsmöglichkeiten bietet. Der Austausch mit anderen Unternehmen ermöglicht es, Best 
Practices frühzeitig zu erkennen und direkt im eigenen Betrieb umzusetzen. 
 
Weitere Informationen 

Aktuelle Informationen, Veranstaltungen und Best Practices finden sich auf der Website des Unternehmens-
netzwerks Klimaschutz. 
 
Für regelmäßige Einblicke in Projekte, Erfolge und neue Angebote steht außerdem der LinkedIn Kanal zur 
Verfügung. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Nordsee-Gipfel 2026: Offshore-Windenergie durch grenzüberschreitende Projekte 
 
Neun europäische Nordsee-Anrainerstaaten haben sich Ende Januar in Hamburg verpflichtet, durch gemein-
same Projekte bis zu 100 Gigawatt (GW) Offshore-Windenergie zu erzeugen. 
 
Die Beschlüsse umfassen einen Investitionspakt mit der Industrie, das "Bornholm Energy Island" als deutsch-
dänisches Leuchtturmprojekt und einen Finanzrahmen für hybride Netze. Für Unternehmen bedeuten die Be-
schlüsse Planungssicherheit, potenziell sinkende Stromkosten und neue Märkte einer wachsenden Branche. 
 
Die teilnehmenden Länder – Belgien, Dänemark, Deutschland, Frankreich, Irland, Luxemburg, die Nieder-
lande, Norwegen und das Vereinigte Königreich – einigten sich darauf, bestehende Offshore-Flächen effizien-
ter zu nutzen und durch hybride Interkonnektoren zu vernetzen. Laut Bundeswirtschaftsministerium soll diese 
Vernetzung nicht nur die Stromkosten bis 2040 um 30 Prozent senken, sondern auch die Resilienz der euro-
päischen Energieversorgung deutlich erhöhen. Von der Ambition von 300 GW installierter Leistung in der 
Nordsee sollen 100 GW Offshore-Windenergie durch grenzüberschreitende Projekte realisiert werden. Hierbei 
handelt es sich um grenzüberschreitende Kooperationsprojekte, die Netzanbindungen an mehr als ein Land 
haben, sowie radial angeschlossene Windparks wie es im Abschlussdokument des Hamburger Gipfels heißt. 
 
Ein zentrales Ergebnis des Gipfels ist die rechtsverbindliche Vereinbarung zwischen Deutschland und Däne-
mark zur Entwicklung des "Bornholm Energy Island". Die künstliche Insel in der Ostsee wird als Drehkreuz für 
Offshore-Windstrom dienen und eine Kapazität von 3 GW bereitstellen. Das Projekt gilt als wichtiges Element 

https://www.klima-plattform.de/netzwerk/ueberblick
https://www.klima-plattform.de/netzwerk/ueberblick
https://www.linkedin.com/company/76108071
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der europäischen Energiewende und wird von der EU durch die Connecting Europe Facility mit 645 Millionen 
Euro gefördert. 
 
Um die ambitionierten Ziele zu erreichen, wurde ein gemeinsamer Finanzrahmen (Offshore Financing Frame-
work, OFF) beschlossen, der freiwillige und national abgestimmte Finanzierungsmodelle vorsieht. Zudem soll 
das "Hydrogen Networks for the Northern Seas" (HyNOS) die Planung von Wasserstoffinfrastrukturen koordi-
nieren. Beide Initiativen zielen darauf ab, die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Offshore-Windindustrie 
zu sichern und bis 2030 Investitionen in Höhe von 9,5 Milliarden Euro in neue Produktionskapazitäten zu 
lenken. Die Branche verpflichtet sich im Gegenzug, die Stromgestehungskosten bis 2040 um 30 Prozent zu 
reduzieren und 91.000 zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 
 
Angesichts zunehmender hybrider Bedrohungen – von Cyberangriffen bis zu physischer Sabotage – wurde 
die Zusammenarbeit mit der NATO und nationalen Sicherheitsbehörden intensiviert. Die "Hamburger Erklä-
rung" betont die Notwendigkeit, Offshore-Energieinfrastrukturen besser zu schützen und Krisenmanagement-
pläne zu entwickeln. Die nächsten Schritte des Aktionsplans zur Hamburger Erklärung sehen vor, eine stabile 
Pipeline von Offshore-Wind-Ausschreibungen, gemeinsamer Flächen- und Netzplanung sowie die Stärkung 
der Lieferketten umzusetzen. Das "Bornholm Energy Island" wird als Pilotprojekt für die gemeinsame Finan-
zierung und den Betrieb grenzüberschreitender Offshore-Windparks dienen. Die EU-Kommission und die Eu-
ropäische Investitionsbank werden die Entwicklung groß angelegter Projektsets unterstützen. Zudem soll die 
Zusammenarbeit mit der Industrie vertieft werden, um die globale Marktführerschaft Europas in der Offshore-
Windenergie zu sichern. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
 
 

FÖRDERPROGRAMME / PREISE 
 
 
Klimaschutzverträge: Zweite Gebotsrunde für Mai angekündigt 
 
Die überarbeitete Förderrichtlinie befindet sich in der Abstimmung innerhalb der Bunderegierung und mit der 
Europäischen Kommission. Die zweite Auktion soll im Mai 2026 starten. Folgende Elemente werden gegen-
über der ersten Auktion geändert: 

• CCUS-Projekte sind zur Dekarbonisierung industrieller Produktion zugelassen. 

• Die CO2-Emissionsminderungsziele betragen 50 % nach vier Jahren und 85 % nach fünfzehn Jahren. 
So soll der Industrie mehr Flexibilität bei der Umsetzung der Projekte eingeräumt werden. 

• Die Dekarbonisierung von industriellem Wärmebedarf durch Industriedampfprojekte ist zugelassen 

• Die Regelung zur Verschiebung des operativen Beginns soll gelockert werden, damit Unternehmen 
auf reale technologische und infrastrukturelle Gegebenheiten reagieren können. 

• Es soll eine Möglichkeit zum Exit vor operativem Beginn zugelassen werden, insbesondere für Pro-
jekte mit kritischen externen Abhängigkeiten. 

• Die Verpflichtung zu Überschusszahlungen soll gedeckelt werden. 
 
Das Auktionsvolumen soll in der Höhe eines mittleren einstelligen Millionenbetrags liegen. 
 
Im November/Dezember soll die Bezuschlagung erfolgen. 
 
Wie bisher dürfen am Auktionsverfahren nur diejenigen Unternehmen teilnehmen, die erfolgreich das Vorver-
fahren (im Herbst letzten Jahres) durchlaufen haben. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
Jetzt bewerben für den 16. Deutschen Gefahrstoffschutzpreis (GSP) 
 
Unter dem Motto "Beschäftigte vor Gefahrstoffen schützen, Innovationen fördern" wird der Deutsche Gefahr-
stoffschutzpreis (GSP) alle zwei Jahre vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ausgelobt und 

https://energy.ec.europa.eu/news/commission-facilitates-landmark-grant-agreement-more-eu645-million-bornholm-energy-island-2025-09-04_en
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von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA), die die Geschäfte des Ausschusses für 
Gefahrstoffe (AGS) führt, organisiert. Er honoriert seit 30 Jahren vorbildliche und wegweisende Aktivitäten 
zum Schutz vor Gefahrstoffen. 
 
Teilnehmen können Einzelpersonen, Personengruppen sowie Organisationen und Unternehmen. Angespro-
chen sind hier vor allem die Branchen Recycling- und Kreislaufwirtschaft, Baugewerbe, Chemieindustrie, Holz-
wirtschaft, Metallindustrie sowie Verkehr und Logistik. 
 
Bewerbungsfrist: 30. April .2026 
 
Weitere Informationen, Ansprechpartner und Downloads finden Sie hier. 
 
Quelle: BAuA 
 
 
 
 

VERANSTALTUNGSKALENDER 
 
 
8. IHK-BVL-Logistikforum „Einsatz künstlicher Intelligenz in der Logistik“ 
 
Künstliche Intelligenz (KI) ist zu einem der zentralen Themen in Wirtschaft und Gesellschaft geworden. Auch 
die Bundesregierung hat ihre Bedeutung erkannt und sieht in ihr eine wichtige Schlüsseltechnologie für die 
zukünftige Leistungsfähigkeit unseres Wirtschaftsstandortes. 
 
Auch in der Logistikbranche gewinnt KI zunehmend an Bedeutung. Sie eröffnet neue Möglichkeiten, den Um-
schlag und Transport von Gütern effizienter zu gestalten sowie Logistikprozesse innerhalb von Unternehmen 
und entlang von Lieferketten weiter zu optimieren. 
 
Doch wie wird KI in der Logistik bereits heute eingesetzt? Welche Potenziale bietet sie für die Gestaltung 
zukünftiger Logistikprozesse? Und wo liegen mögliche Grenzen ihres Einsatzes – etwa im Hinblick auf Daten-
schutz, Cybersicherheit oder die vorhandene Infrastruktur? 
 
Über diese Fragen möchten wir mit Ihnen diskutieren. 
 
Im Mittelpunkt des Programms stehen Erfahrungsberichte zum Einsatz von Assistenzsystemen mit künstlicher 
Intelligenz in der logistischen Praxis. 
 
Termin: Dienstag, 14. April 2026, 15:00 - 18:00 Uhr 
Veranstaltungsort: IHK Saarland, Raum: 1 bis 3 
 
Parkmöglichkeiten finden Sie im Parkhaus Talstraße. Die nächstgelegene ÖPNV-Haltestelle befindet sich 
ebenfalls an der Talstraße. 
 
Anmeldung hier. 
 
 
DIHK-Energiekonferenz am 14. April 2026 in Berlin 
 
Die DIHK‑Energiekonferenz 2026 bringt am 14. April von 10 bis 17 Uhr im Haus der Deutschen Wirtschaft 
Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Politik und Wissenschaft zusammen. Im Mittelpunkt stehen zent-
rale Fragen einer effizienten, bezahlbaren und international anschlussfähigen Energiewende. Aufbauend auf 
der DIHK-Studie „Neue Wege für die Energiewende“ diskutieren Expertinnen und Experten aktuelle Entwick-
lungen, Herausforderungen und praxisnahe Lösungsoptionen. 
 
Das Programm im Überblick 

Die Konferenz setzt mit Impulsen von DIHK‑Präsident Peter Adrian und Staatssekretär Frank Wetzel (BMWK) 
klare Akzente zur strategischen Ausrichtung der Energiepolitik. In der anschließenden Diskussion stehen zent-
rale Prioritäten der kommenden Jahre im Vordergrund - von Versorgungssicherheit bis Wettbewerbsfähigkeit. 
 

https://www.baua.de/DE/Themen/Chemikalien-Biostoffe/Gefahrstoffe/Gefahrstoffschutzpreis/Gefahrstoffschutzpreis?pos=1
https://www.baua.de/DE/Home
https://www.saarland.ihk.de/p/8._IHKBVLLogistikforum_Einsatz_k%C3%BCnstlicher_Intelligenz_in_der_Logistik-15-19382.html
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In den Panels sollen wirtschaftliche und technische Kernfragen der Energiewende im Mittelpunkt stehen. Ge-
plant sind vertiefende Diskussionen zu Kosten- und Netzausbaufragen sowie zur Weiterentwicklung des Emis-
sionshandels. Fachliche Beiträge, unter anderem von Staatssekretär im Bundesministerium für Umwelt, Kli-
maschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Jochen Flasbarth, sollen zusätzliche politische und regulato-
rische Einordnungen liefern. 
 
Ergänzend sind Spotlights vorgesehen, die internationale Kooperationen und innovative Technologien in den 
Blick nehmen – Themen, die für das Gelingen der Energiewende weiter an Bedeutung gewinnen. 
 
Wir freuen uns über eine zahlreiche Teilnahme; die Veranstaltung ist kostenfrei. 
 
Weitere Informationen sowie die Möglichkeit zur Anmeldung finden sie hier. 
 
Quelle: DIHK 
 
 
2. Saarländischer Klimakongress am 19. Mai 2026 
 
Am 19. Mai 2026 wird von 9:00 bis ca. 16:00 Uhr im Theater am Ring in Saarlouis der „2. Saarländische 
Klimakongress“ stattfinden. In Vorträgen und Diskussionsrunden werden Perspektiven für Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft sowie Katastrophenschutz im Kontext des Klimawandels beleuchtet. 
 
Weitere Informationen zum Programm und den Referenten finden Sie hier. Auf dieser Website können Sie 
sich den Kongress auch im Live-Stream ansehen, sowie im Nachgang sowohl die einzelnen Beiträge, als auch 
den gesamten Kongress kostenfrei in voller Länge. 
 
Eine Anmeldung zum Kongress ist bis zum 12. Mai 2026 hier möglich. 
 
Bitte beachten Sie, dass die Plätze im Theater am Ring auf 130 begrenzt sind. Die Vergabe erfolgt in der 
Reihenfolge der Anmeldungen. 
 
Kontakt: Frau Kathrin Hinsberger,  klimakongress@umwelt.saarland.de,  (0681) 501-4098. 
 
 
Early-Bird-Online - Was wir aus der ersten Generation CSRD-Berichte lernen können 
 
Mit Inkrafttreten der europäischen CSRD – der Pflicht zur Berichterstattung über Nachhaltigkeitsbelange – 
stehen auch viele mittelständische Unternehmen vor neuen Herausforderungen. Auch wenn aktuell nur ein 
Teil der Unternehmen direkt berichtspflichtig ist, rückt das Thema näher an die Lieferkette. 
 
In den vergangenen zwölf Monaten wurden bereits eine Vielzahl an CSRD-konformen First-Mover-Nachhal-
tigkeitsberichten veröffentlicht. Ziel der Veranstaltung: aus der ersten Generation dieser CSRD-Berichte lernen 
und die Erkenntnisse für den eigenen Nachhaltigkeitsbericht nutzbar machen. 
 
Im Zuge dieser Online-Veranstaltung werden Best Practices betrachtet und Verständnis für Struktur, Länge 
und inhaltliche Tiefe der bereits veröffentlichten Berichte geschaffen. Außerdem werden branchenabhängige 
Besonderheiten sowie Unterschiede in der Ausgestaltung von CSRD-Berichten betrachtet. Teilnehmer gehen 
mit konkreten Lessons Learned, Quick Wins und klaren Umsetzungsprioritäten für die eigene Planung Ihres 
(zukünftigen) Nachhaltigkeitsberichts heraus. 
 
Early-Bird-Online ist eine Veranstaltung der IHK Karlsruhe und der Klimaallianz der Stadt Karlsruhe 
 
Datum: 18. Juni 2026, 08:00 – 09:00 Uhr 
 
Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
 
Termine im Unternehmensnetzwerk Klimaschutz 
 
Das Unternehmensnetzwerk Klimaschutz und die beteiligten Industrie- und Handelskammern bieten eine Viel-
zahl von Veranstaltungen im Bereich des betrieblichen Klimaschutzes an. Seien Sie dabei! 
 
Eine Übersicht der angebotenen Veranstaltungen finden Sie Hier: https://www.klima-plattform.de/termine 

https://event.dihk.de/b?p=DIHK_Energiekonferenz
https://www.saarland.de/mukmav/DE/home/_klimakongress/klimakongress_node
https://eveeno.com/klimakongress-2026
mailto:klimakongress@umwelt.saarland.de
https://veranstaltungen.karlsruhe.ihk.de/b?p=earlybirdonlinewaswirausdererstengenerationcsrdberichtelernenknnen
https://www.klima-plattform.de/termine
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Jahresübersicht der saaris Weiterbildung:https://saaris.de/termine-veranstaltungen/ 
 
Für die Anmeldung zu den dort genannten Lehrgängen nehmen Sie bitte Kontakt auf mit: 
 
Frau Anja Schönberger,  (0681) 210 66 144,  anja.schoenberger@saaris.saarland. 

https://saaris.de/termine-veranstaltungen/
mailto:anja.schoenberger@saaris.saarland

